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Vorwort 

Mit Veröffentlichung der IAS-Verordnung 1606/2002 der Europäischen Union 
haben nahezu alle kapitalmarktorientierten Konzernunternehmen seit dem 
1. Januar 2005 die Pflicht, nach den internationalen Rechnungslegungs-
vorschriften IAS/IFRS zu bilanzieren. Andere Unternehmen dürfen auf 
freiwilliger Basis einen Einzelabschluss oder einen Konzernabschluss nach 
dieser Rechnungslegungsnorm aufstellen. Durch das Bilanzrechtsreform-
gesetz vom 4. Dezember 2004 wurde die IAS-Verordnung in nationales 
Recht übernommen. 

Die Internationalisierung der Geschäftstätigkeit sowie die Erschließung 
neuer Finanzierungsmöglichkeiten erhöhen zunehmend auch für mittel-
ständische Unternehmen das Interesse an der Anwendung von IAS/IFRS. 
Mittelständler schrecken jedoch häufig vor den internationalen Regeln zu-
rück. Für die rund 796.000 GmbHs, 131.000 GmbH & Co KGs, sowie die 
ca. 8.000 Genossenschaften mit ihren über 20 Millionen Mitgliedern und 
die 200.000 im Handelsregister eingetragenen Personengesellschaften 
stellt insbesondere der Rechnungslegungsstandard IAS 32 („Finanzin-
strumente: Angaben und Darstellung“) eine wesentliche Hürde bei der 
Akzeptanz der neuen Rechnungslegungsphilosophie dar. Nach der im 
Jahr 2004 veröffentlichten Fassung führt bei der Abgrenzung von Eigen-
kapital und Fremdkapital die Kündigungsmöglichkeit eines Finanzinstru-
ments seitens des Kapitalgebers dazu, dass dieses zum Fremdkapital zu-
geordnet wird. 

Auch IFRIC 2 („Geschäftsanteile an Genossenschaften und ähnliche In-
strumente“) löst dieses Problem nur unzureichend und weist ausdrücklich 
darauf hin, dass die Rückzahlung eines Anteils zum beizulegenden Zeit-
wert (Fair Value) zu erfolgen hat. Der derzeitige Entwurf einer Überarbei-
tung von IAS 32 ermöglicht nicht die sachgerechte Abgrenzung von Ei-
genkapital und Fremdkapital für alle Unternehmensformen. 
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Aus diesem Grund haben der Bundesverband Öffentlicher Banken 
Deutschlands (VÖB) sowie der Deutsche Genossenschafts- und Raiffei-
senverband (DGRV) ein Gutachten in Auftrag gegeben mit dem Ziel, modi-
fizierte Änderungsvorschläge für eine rechtsformunabhängige, branchen-
übergreifende Eigenkapitalsystematik zu erarbeiten.  

Neben dem Gutachten in deutscher und englischer Fassung enthält die 
Broschüre die überarbeitete Fassung von IAS 32 aus dem Jahr 2004 so-
wie IFRIC 2 in deutscher und englischer Übersetzung. 

Deutscher  
Genossenschafts- und  
Raiffeisenverband e.V. 

Bundesverband  
Öffentlicher Banken  
Deutschlands 

Prof. Dr. Leuschner Dr. Ott Boos Jerzembek 
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Abs. Absatz 
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Aufl. Auflage 

BC Basis for Conclusions 

bspw. beispielsweise 

bzw. beziehungsweise  

d. h. das heißt 

DCF Discounted Cash-Flow 

DGRV Deutscher Genossenschafts- und Raiffeisenverband e. V. 

e. V. eingetragener Verein 

EC European Commission 
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F Framework 
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GAAP Generally Accepted Accounting Principles 

ggf. gegebenenfalls 

Hrsg. Herausgeber 
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i. V. m. in Verbindung mit 

IAS  International Accounting Standard 

IASB International Accounting Standards Board 

IFRS  International Financial Reporting Standard 

ISA International Standard on Auditing 

IRB Internal Rating Based 

No. Number 

S.  Seite 

sog. so genannte 

Tz. Textziffer 

u. a. und anderem 

u. E.  unseres Erachtens 

u. U. unter Umständen 

URL  Uniform Resource Locators 

vgl.  vergleiche 

VÖB Bundesverband Öffentlicher Banken Deutschlands 

z. B. zum Beispiel 
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1 Problemstellung 

In einem IFRS-Abschluss werden Eigen- und Fremdkapital gemäß den 
derzeit gültigen Regelungen des IAS 32 danach abgegrenzt, ob der Kapi-
talgeber sein Kapital durch eine einseitige Erklärung zurückfordern kann 
und sich so seiner Verantwortung, d. h. der Risikoübernahme gegenüber 
den übrigen Eigen- und Fremdkapitalgebern, entziehen kann, ohne dass 
die Gesellschaft dies dauerhaft zu verhindern vermag. Diese Abgrenzung 
berücksichtigt den aus der Finanzierungslehre abgeleiteten risk and re-
ward approach. 

Diese Systematik ist für Kapitalgesellschaften sachgerecht und konzepti-
onell einwandfrei, da bei Kapitalgesellschaften die Anteilseigner kollektiv, 
bspw. bei einer Hauptversammlung einer Aktiengesellschaft, über Kapital-
rückzahlungen entscheiden und dem einzelnen Kapitalgeber kein individu-
elles Recht zusteht, seine Einlage zurückzufordern. 

Bei Nicht-Kapitalgesellschaften haben indes die Kapitalgeber häufig ein 
individuelles, nicht ausschließbares Recht, ihre Gesellschaftsanteile zu 
kündigen, woraus eine Zahlungsverpflichtung für das Unternehmen resul-
tiert. Die potentielle Rückzahlungsverpflichtung hat zur Folge, dass das 
gesellschaftsrechtliche Eigenkapital – das nach nationalen Rechnungsle-
gungsvorschriften Eigenkapital darstellt und ebenfalls die risks and re-
wards des Unternehmens wahrnimmt – in einem IFRS-Abschluss als 
Fremdkapital auszuweisen ist.  

Diese Diskrepanz ist durch die immer breitere Anwendung der IFRS-
Rechnungslegung – nunmehr auch durch Nicht-Kapitalgesellschaften – 
deutlich geworden. Daher beschäftigt sich der IASB zurzeit intensiv mit 
der Kapitalabgrenzung und hat im Juni 2006 einen Exposure Draft (ED) 
„Amendments to IAS 32" veröffentlicht, der die derzeitigen Regelungen 
ergänzen soll. 

Gegenstand der vorliegenden Untersuchung ist die Frage, ob der geltende 
IAS 32 unter Berücksichtigung der im ED geplanten Ergänzungen zu einer 
sachgerechten Kapitalabgrenzung auch für Nicht-Kapitalgesellschaften 
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führt.1 Dazu untersuchen wir zunächst die Kapitalabgrenzungsvorschrift 
nach IAS 32 sowie den ED und analysieren, welche allgemeinen konzepti-
onellen Anforderungen das Framework an die Kapitalabgrenzung stellt. 
Bei der Formulierung dieser Anforderungen orientieren wir uns – wie der 
IASB – an dem risk and reward approach. Denn auch u. E. ist der An-
spruch, dass Eigenkapitalgeber die Risiken und die Chancen aus der Un-
ternehmenstätigkeit zu tragen haben, die geeignete konzeptionelle Grund-
lage einer Kapitalabgrenzungssystematik.  

Auf der Basis der konzeptionellen Anforderungen des Framework analy-
sieren wir anschließend, ob die durch den ED modifizierte Kapitalabgren-
zungssystematik des IASB die formulierten Ansprüche erfüllen würde. So-
fern wir bei der Analyse Inkonsistenzen zwischen dem Vorschlag des 
IASB und den konzeptionellen Anforderungen identifizieren, erarbeiten wir 
einen Lösungsvorschlag, der diese Inkonsistenzen behebt.2

Es wird sich zeigen, dass nur geringfügige Modifikationen über den ED 
hinaus erforderlich sind, um einerseits den risk and reward approach bei 
der Kapitalabgrenzung aller Unternehmensformen sachgerecht zu berück-
sichtigen und andererseits auch den Missbrauch der Kapitalabgrenzungs-
kriterien durch „financial instruments engineering“ zu vermeiden. Denn  
Finanzierungsformen, welche die risks des kapitalaufnehmenden Unter-
nehmens nicht anteilig „tragen“ und die die rewards nicht anteilig nutzen 
können, dürfen auch nicht im Eigenkapital ausgewiesen werden. 

1 Die hier vorgelegte Kurzfassung basiert auf dem von den beiden Autoren angefertigten 
Gutachten „Die Abgrenzung von Eigen- und Fremdkapital nach IFRS“. Dieses Gutachten 
wurde von dem „Deutscher Genossenschafts- und Raiffeisenverband e. V.“ (DGRV) und 
dem „Bundesverband Öffentlicher Banken Deutschlands e. V.“ (VÖB) in Auftrag gegeben. 

2 Wir konzentrieren uns bei unserer Analyse auf originäre Finanzinstrumente, nicht aber auf 
derivative Finanzinstrumente. 
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2 Die Kapitalabgrenzungssystematik nach IAS 32 und 
nach dem Exposure Draft „Amendments to IAS 32“ 

Der IASB stellt auf der Basis des risk und reward approach3 mit dem be-
stehenden IAS 32 an das Eigenkapital den generellen Anspruch, dass Ei-
genkapitalgeber ihre Kapitaleinlage nicht durch eine einseitige Erklärung 
von der Gesellschaft zurückfordern dürfen, damit sie sich nicht ihrer Ver-
antwortung, d. h. der Risikoübernahme gegenüber den übrigen Eigenkapi-
talgebern und den Gläubigern, entziehen können (settlement approach). 
Auszahlungsansprüche der Kapitalgeber sind danach lediglich dann für ei-
nen Eigenkapitalausweis unschädlich, wenn sie kollektiv – durch die 
Gruppe der Eigenkapitalgeber – beschlossen werden müssen. 

Dieses einfache Abgrenzungskriterium führt bei Kapitalgesellschaften zu 
einer sachgerechten Kapitalabgrenzung, da bei diesen Unternehmensfor-
men stets die Anteilseigner kollektiv über die Kapitalrückzahlungen zu 
entscheiden haben. Bei börsennotierten Aktiengesellschaften kann der 
einzelne Eigenkapitalgeber seinen Anteil außerdem am Kapitalmarkt je-
derzeit veräußern. Die Kapitalabgrenzungssystematik des IAS 32 ist somit 
bei Kapitalgesellschaften konsequent und konzeptionell schlüssig. 

Anders verhält es sich mit der bilanziellen Abbildung einer Kapitalüberlas-
sung an eine Nicht-Kapitalgesellschaft. Denn der Gesellschafter einer 
Nicht-Kapitalgesellschaft hat in der Regel das vertraglich nicht 
ausschließbare Recht, d. h. das gesetzlich garantierte Recht, seinen Anteil 
an der Gesellschaft zu kündigen, woraus eine Rückzahlungsverpflichtung 
für das Unternehmen resultiert. Dies führt dazu, dass nach IAS 32 das ge-
sellschaftsrechtliche Eigenkapital von Nicht-Kapitalgesellschaften – das 
nach nationalen Generally Accepted Accounting Principles (GAAP) im Ei-
genkapital auszuweisen ist und das auch die risks and rewards des Un-
ternehmens wahrnimmt – im IFRS-Abschluss als Fremdkapital erfasst 
werden muss. 

3 Vgl. IAS 32.11. Dabei induziert eine Verpflichtung des Emittenten zur Lieferung von eige-
nen Eigenkapitaltiteln in variabler Stückzahl eine Fremdkapitalklassifikation des betroffe-
nen Finanzinstruments. Es fehlt bei dieser Art von Finanzinstrumenten offensichtlich die 
Teilhabe an den eigentümertypischen Kursänderungsrisiken und -chancen (risks and re-

wards) des Kapitalgebers. 
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Die Initiative des IASB auf die Diskrepanz, dass das risks and rewards 
wahrnehmende Kapital von Nicht-Kapitalgesellschaften nach IFRS als Fremd-
kapital zu klassifizieren ist, mit seinem Exposure Draft (ED) „Amendments 
to IAS 32“ zu reagieren, ist daher sehr zu begrüßen. Mit dem ED soll 
grundsätzlich auch für solche Finanzierungsformen der Ausweis im Eigen-
kapital ermöglicht werden, die die risks and rewards des kapitalaufneh-
menden Unternehmens wahrnehmen, die aber nicht auf kollektivem Weg, 
sondern durch eine individuelle Kündigung des einzelnen Kapitalgebers 
entzogen werden können. Solche Finanzinstrumente sollen – aus Sicht 
des IASB – allerdings nur dann im Eigenkapital ausgewiesen werden, 
wenn der ausscheidende Anteilseigner in Höhe des fair value seines An-
teils abgefunden wird.  

Gemäß dem ED in der derzeitigen Fassung wären nach IFRS künftig zwei 
Kategorien von Eigenkapitalinstrumenten zu unterscheiden: 

1. Finanzinstrumente, die vom Inhaber nicht gekündigt werden können 
und dabei zugleich eine Kapitalüberlassungsvergütung vorsehen, die 
im freien Ermessen des Emittenten steht (vgl. IAS 32.16, IAS 32.17, 
IAS 32.19; perpetual instruments). 4

2. Finanzinstrumente, die vom Inhaber zum fair value gekündigt wer-
den können, sofern sie bestimmte Kriterien erfüllen und dabei z. B. 
zur letztrangigen Kapitalklasse zählen (ED IAS 32.BC11; ownership 
instruments).5

4  Falls bei dieser Art von Finanzinstrumenten der Emittent vertraglich verpflichtet ist, eine 
von Anfang an bestimmte Kapitalüberlassungsvergütung an den Inhaber des Finanzin-
strumentes zu leisten, ist der Barwert der künftigen Kapitalüberlassungen zu bestimmen 
und in den Verbindlichkeiten auszuweisen. Lediglich die positive Differenz zwischen dem 
Betrag des überlassenen Kapitals und dem Barwert der Zahlungsverpflichtungen wäre als 
Eigenkapital zu klassifizieren. 

5  Daneben sind für eine Eigenkapitalklassifikation weitere Voraussetzungen (ownership 
characteristics) kumulativ zu erfüllen: (1) Im Fall der Liquidation ist der Inhaber des Finanz-
instruments berechtigt, seinen anteiligen Nettovermögenswert einzufordern. (2) Das 
Recht auf den anteiligen Nettovermögenswert darf weder vor noch bei Liquidation garan-
tiert oder begrenzt sein. (3) Im Emissionszeitpunkt wurde das Finanzinstrument zum fair 
value ausgegeben. (4) Die letztrangige Kapitalklasse darf zudem nur ausschließlich künd-
bare Finanzinstrumente enthalten, die zum fair value ausgeglichen werden. 
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3 Konzeptionelle Analyse der nach Verabschiedung des 
Exposure Draft geplanten Kapitalabgrenzungssystematik 
nach IFRS 

3.1 Die konzeptionellen Anforderungen des Framework an die Kapi-
talabgrenzungssystematik 

3.1.1 Überblick über die allgemeinen IFRS-Anforderungen 

Die mit dem ED vorgeschlagene Kapitalabgrenzung des IASB ist vor dem 
Hintergrund der Frage zu beurteilen, welche grundlegenden konzeptionel-
len Anforderungen an eine sachgerechte, rechtsformunabhängige Kapital-
abgrenzung in einem IFRS-Abschluss zu stellen sind, damit der IFRS-
Abschluss seinen Zweck, die Vermittlung entscheidungsnützlicher Infor-
mationen, erfüllen kann (F.12; decision usefulness). IFRS-Abschlüsse 
werden diesem formulierten Zweck nur dann gerecht, wenn die Ab-
schlussinformationen die folgenden qualitativen Anforderungen (F.24) er-
füllen: 

(1) Verständlichkeit (F.25; understandability), 

(2) Relevanz (F.26-30; relevance), 

(3) Verlässlichkeit (F.31-38; reliability) und 

(4) Vergleichbarkeit (F.39-42; comparability). 

Aus diesen qualitativen Anforderungen des IASB Framework lassen sich 
auch die wesentlichen Anforderungen ableiten, die an eine sachgerechte 
und rechtsformunabhängige Kapitalabgrenzungssystematik zu stellen 
sind. Diese beschreiben wir in den folgenden Abschnitten. 

3.1.2 „Substance over form“-Orientierung 

Ein Investor benötigt für seine Kauf- oder Verkaufentscheidungen von An-
teilen verständliche und entscheidungsrelevante Informationen über 
die wirtschaftliche Lage bzw. über die Vermögens-, Finanz- und Ertragsla-
ge des Unternehmens. Diese Informationen werden hinsichtlich der Kapi-
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talstruktur des Unternehmens, d. h. der Relation von Eigenkapital und 
Fremdkapital, indes lediglich dann gegeben, wenn die ökonomischen Ei-
genschaften und nicht die rechtlichen Gestaltungen von Finanzinstrumen-
ten ihren bilanziellen Ausweis als Eigenkapital bzw. als Fremdkapital de-
terminieren. 

Da die wirtschaftliche Substanz und die rechtliche Gestaltung eines Fi-
nanzinstruments häufig nicht übereinstimmen, muss sich eine sachge-
rechte Kapitalabgrenzungssystematik am Prinzip „substance over form“
(F.35) orientieren.6

Daher sollte die Kapitalabgrenzung auf Basis der „Risiken und Chancen“-
Partizipation der Kapitalgeber vorgenommen werden, wie dies bereits im 
derzeit gültigen IAS 32 auf Basis des aus der Finanzierungslehre7 abge-
leiteten risk und reward approach für Kapitalgesellschaften der Fall ist.8

Eine Orientierung an dem „substance over form“-Prinzip verlangt, dass neben 
der Informationsrelevanz auch die Rechtsformneutralität bei der Kapital-
abgrenzungssystematik gewährleistet ist.9 Eine unterschiedliche bilanziel-
le Klassifizierung von gesellschaftsrechtlichem Eigenkapital verschiedener 
Rechtsformen wäre nämlich nur dann substantiell und akzeptabel, wenn 
mit dem Rechtsformunterschied ein wesentlicher Unterschied bei der 
„risk and reward“-Partizipation des Kapitalgebers einherginge. Umgekehrt 
kann sich allerdings aus der unterschiedlichen Rechtsform einerseits eine 
gleiche Risiko-Partizipation, aber andererseits eine systematisch andere 
Chancen-Partizipation ergeben, ohne dass dieses zwingend zu einer ab-
weichenden Eigenkapitalcharakterisierung führen muss. Zum Beispiel 
stehen bei Genossenschaften als rewards nicht Zahlungsansprüche, son-

6  Diese Anforderung besteht schon in der aktuell gültigen Kapitalabgrenzungsvorschrift des 
IASB. Vgl. IAS 32.15. 

7  In der Finanzierungslehre werden Merkmale gegenübergestellt, die mit dem Eigen- bzw. 
Fremdkapital verbunden sind. Vgl. hierzu BREALEY, R. A./MYERS, S. C./ALLEN, F., Principles 
of Corporate Finance, S. 361; ROSS, S. A./WESTERFIELD, R. W./JAFFE, J., Corporate Finance, 
S. 394; DAMODARAN, A., Corporate Finance, S. 483. 

8  Vgl. IAS 32.11 und die Fußnote 3. 
9  Die Entwicklung rechtsformneutraler International Financial Reporting Standards ist auch 

das Ziel des IASB. Vgl. F.1(a) i. V. m. F.8 und F.35. 
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dern andere Vorteile in Form von Kopplungsgeschäften10 und Rückgewähr 
auf Umsätze mit der Genossenschaft im Vordergrund. 

3.1.3 Homogenität des bilanziellen Eigenkapitals 

Aus dem im Framework geforderten Prinzip der Informationsrelevanz 
(F.26) der Abschlussinformationen leitet sich auch die Anforderung an die 
Kapitalabgrenzungssystematik ab,11 dass sowohl im Eigenkapital als auch 
im Fremdkapital jeweils Finanzinstrumente mit möglichst homogenen  
ökonomischen Eigenschaften zusammengefasst werden sollten. Homo-
gen sind die beiden Kapitalklassen jeweils dann, wenn die Kapitalgeber 
beider Kapitalklassen jeweils in gleicher Art und im gleichen anteiligen 
Umfang die Risiken des Unternehmens tragen und die Chancen wahr-
nehmen können. Da allerdings die Vielfalt der Ausgestaltungen von Finan-
zierungsinstrumenten zugenommen hat und noch weiter zunimmt, muss 
zur Gewährleistung der Homogenität die Abgrenzungssystematik mehr-
dimensional12 und dennoch trennscharf sein,13 ohne dass accounting ar-
bitrage betrieben werden kann. 

Unter Mehrdimensionalität ist hier zu verstehen, dass zur Kapitalabgren-
zung mehrere Kriterien gehören, die (einzeln oder gemeinsam) bei einem 
Finanzinstrument erfüllt sein müssen, wenn das Finanzinstrument als Ei-
genkapital im IFRS-Abschluss ausgewiesen werden soll. Die unter dem 
risk and reward approach festgelegten Abgrenzungskriterien sollten si-
multan berücksichtigt werden, um die verschiedenen Finanzierungsin-
strumente nach den übernommenen risks and rewards möglichst homo-
gen zu klassifizieren.  

Neben der Einhaltung der qualitativen Anforderung der (Informations-) 
Relevanz für den Investor (F.26) kann nur auf diese Weise eine zwischen-
betriebliche, rechtsformneutrale Vergleichbarkeit (F.39) der in den Bilan-

10  Ein Mitglied einer Genossenschaft erhält aufgrund seiner Mitgliedschaft bspw. günstige-
re Mietkonditionen. 

11  Auch bei dem Exposure Draft „Amendments to IAS 32“ des IASB wird die „Relevanz“ ge-
nannt. Vgl. ED 32.BC23.  

12  Vgl. KIMMEL, P./WARFIELD, T. D., The Usefulness of Hybrid Security Classification, S. 153. 
13  Vgl. FASB, Liabilities and Equity Board Meeting, S. 3. Die Mehrheit der Sitzungsteilnehmer 

äußerte die Präferenz für eine umfassende, mehrdimensionale Abgrenzungssystematik. 



Konzeptionelle Analyse 

 18
Deutscher Genossenschafts- und Raiffeisenverband e.V. 

zen ausgewiesenen Kapitalstrukturen verschiedener Unternehmen sowie 
die zeitliche Vergleichbarkeit der Kapitalstruktur eines einzelnen Unter-
nehmens gewährleistet werden.14

Die Abgrenzungskriterien für Eigenkapital und Fremdkapital sollten dabei 
so gewählt werden, dass die Trennlinie auf der Strecke zwischen dem ideal-
typischen Eigenkapital und dem idealtypischen Fremdkapital tendenziell 
eher in der Nähe des idealtypischen Eigenkapitals gezogen wird. Das be-
deutet, dass die Anforderungen an die Homogenität für das Eigenkapital 
höher angesetzt werden als für das Fremdkapital. Denn an das bilanzielle 
Eigenkapital sind aufgrund seiner allgemein anerkannten Signalwirkung 
für den Bilanzleser höhere Homogenitätsanforderungen zu stellen als an 
das bilanzielle Fremdkapital.15 Trennschärfe heißt in diesem Zusammen-
hang auch, dass ein Missbrauch durch kreative Finanzierungsformen (fi-
nancial engineering bzw. accounting arbitrage) vermieden werden muss 
(vgl. hierzu Abschnitt 3.1.4). 

3.1.4 Verlässlichkeit der Kapitalüberlassung 

Damit Informationen, die mit einem IFRS-Abschluss gegeben werden, 
entscheidungsnützlich sind, müssen sie für den Abschlussadressaten 
nicht nur relevant sein, sie müssen gleichzeitig auch verlässlich sein 
(F.31; reliability).16 Für eine Verlässlichkeit der Abgrenzung von Eigen-
kapital und Fremdkapital ist eine längerfristige Erfüllung der Eigenkapital-
kriterien erforderlich.17 So kann ein kapitalaufnehmendes Unternehmen ri-

14  Die Vergleichbarkeit der Kapitalabgrenzung ist auch ein Anliegen des IASB. Vgl. ED 
32.BC23. 

15  Vgl. HOPKINS, der in einer empirischen Untersuchung zu dem Ergebnis kommt, dass der 
Ausweis von Finanzierungsformen die Einschätzung von Finanzanalysten über die wirt-
schaftliche Lage des Emittenten deutlich beeinflusst. Vgl. HOPKINS, P. E., The Effect of Fi-
nancial Statement Classification, S. 33-50. 

16  „Informationen sind dann verlässlich, wenn […] sich die Adressaten darauf verlassen 
können, dass sie [die Informationen] glaubwürdig darstellen, […] was vernünftigerweise 
inhaltlich von ihnen [den Informationen] erwartet werden kann.“ (F.31). 

17  Vgl. AMERICAN ACCOUNTING ASSOCIATION, Evaluation of the FASB’s Proposed Accounting 
for Financial Instruments, S. 393. Die American Accounting Association ist der Auffas-
sung, dass Vorzugsaktien mit einer Rückzahlungsverpflichtung, die in einem Jahr fällig 
wird, eher als Fremdkapital anzusehen sind, Vorzugsaktien mit einer Restlaufzeit von 100 
Jahren dagegen als Eigenkapital.  
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sikoreiche langfristige Investitionen nur tätigen, wenn das Kapital länger-
fristig an das Unternehmen gebunden ist. Der Abschlussadressat muss 
darauf vertrauen können, dass das Eigenkapital für solche Investitionen 
zur Verfügung steht.  

Damit der Jahresabschlussadressat hierauf vertrauen kann, ist es aber 
nicht erforderlich, dass das Eigenkapital dem Unternehmen bis zu dessen 
Liquidation – also ewig – zur Verfügung steht. Für den Eigenkapitalaus-
weis kommt es vielmehr darauf an, dass das Eigenkapital nicht kurzfristig, 
und dabei den Bestand (going concern) des Unternehmens gefährdend, 
abgezogen werden kann. Die Ausstiegsmöglichkeit des Eigenkapitalge-
bers muss also nicht ausgeschlossen, aber so festgelegt sein, dass der 
Eigenkapitalgeber mit seinem Ausstieg nicht die im Unternehmen verblei-
benden Eigenkapitalgeber bzw. das Unternehmen selbst schädigen kann. 
Der Eigenkapitalgeber muss daher bis zum Zeitpunkt seines Ausschei-
dens die Eigentümerpflichten wahrnehmen und die anteiligen bis zu sei-
nem Ausscheiden eingeleiteten Unternehmensrisiken tragen. 

Die verbleibenden Eigenkapitalgeber und das Unternehmen würden zum 
einen durch eine Abfindung geschädigt, deren Betrag den Anteil des Aus-
scheidenden am Unternehmenswert übersteigt und zum anderen durch 
eine Abfindung, welche – bspw. durch einen zu hohen und/oder zu kurz-
fristigen Liquiditätsabfluss – die Fortführung der Gesellschaft (going con-
cern) gefährdet. 

3.1.5 Klarheit der Abgrenzung 

Bei der Anforderung der Klarheit einer Kapitalabgrenzung sind u. E. zwei 
Unterkriterien zu beachten, nämlich zum einen das Merkmal der Einfach-
heit und zum anderen das Merkmal der Eindeutigkeit.

Die Abgrenzung von Eigenkapital und Fremdkapital sollte möglichst ein-
fach sein und sich eindeutig auf die für den risk and reward approach 
notwendigen Kriterien beschränken. Eine von Abschlussadressaten kaum 
nachvollziehbare und daher zu komplexe Kapitalabgrenzungsvorschrift 
würde der Informationsvermittlungsfunktion entgegenwirken. Der An-
spruch auf Einfachheit und Eindeutigkeit einer Kapitalabgrenzungssyste-
matik greift die im Framework enthaltenen qualitativen Anforderungen 
der Verständlichkeit (F.25) und der Verlässlichkeit (F.31) der Abschluss-
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informationen gleichermaßen auf. Denn eine für den Abschlussadressaten 
nachvollziehbare Kapitalabgrenzung ist für ihn verständlicher, und damit 
einhergehend sind die entsprechenden Abschlussinformationen aus sei-
ner Sicht ebenfalls eindeutiger und zugleich verlässlicher als es bei einer 
sehr komplexen und nicht transparenten Kapitalabgrenzungssystematik 
der Fall wäre. 

Vor dem Hintergrund der qualitativen Anforderung der Verlässlichkeit 
besteht zudem die Notwendigkeit, dass eine Kapitalabgrenzungsvorschrift 
eine eindeutige Zuordnung von Finanzinstrumenten zum Eigen- oder 
Fremdkapital gewährleisten muss.18 So dürfen komplexe und kaum 
durchschaubare Sachverhaltsgestaltungen in Form von „financial instru-
ment engineering“, die eine Risikoübernahme des Finanzinstrumentzeich-
ners nur auf den ersten Blick vorspiegeln, aber nicht wirklich realisieren, 
nicht zu einem bilanziellen Ausweis von Finanzinstrumenten als Eigenkapi-
tal führen.19 Mezzaninen-Finanzierungsformen, bei denen sich die Kapital-
geber nicht wie Eigenkapitalgeber verhalten (müssen), und die damit die 
Risiken des Unternehmens nicht anteilig übernehmen, muss der Eigenka-
pitalausweis verwehrt bleiben.  

3.2 Kritik an der Kapitalabgrenzungssystematik nach IAS 32 und nach 
dem Exposure Draft „Amendments to IAS 32“ unter Berücksichti-
gung der konzeptionellen Anforderungen des Framework 

3.2.1 „Substance over form“-Orientierung 

Die sich nach der Umsetzung des Exposure Draft „Amendments to IAS 
32“ ergebende IFRS Kapitalabgrenzungssystematik ist – vor dem Hinter-
grund der allgemeinen konzeptionellen Anforderungen20 des Framework 
an eine sachgerechte Kapitalabgrenzungskonzeption – wie folgt zu beur-
teilen: 

18 Der IASB will ebenfalls „financial structuring opportunities“ vermeiden. Vgl. ED 32.BC25. 
19 Eine Vorspiegelung einer Chancenübernahme ist – wegen der daraus resultierenden 

Nachteile für das Unternehmen – eher unwahrscheinlich. 
20 (1) „Substance over form“-Orientierung, (2) Homogenität der Kapitalklassen, (3) Verläss-

lichkeit der Kapitalüberlassung und (4) Klarheit. 
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Die Kapitalabgrenzungssystematik, die sich nach dem Exposure Draft 
„Amendments to IAS 32“ des IASB ergeben würde, erfüllt den konzepti-
onellen Anspruch „substance over form“ deutlich besser als die auf 
dem IAS 32 basierende Kapitalabgrenzungssystematik, da die Klassifizie-
rungsentscheidung nicht mehr allein darauf beruht, ob das Kapital dem 
Unternehmen entzogen werden kann (settlement approach), sondern al-
ternativ auch dadurch begründet sein kann, dass die zugrunde liegende 
Vertragsgestaltung den Kapitalgeber in die Position eines Eigenkapital-
gebers setzt (ownership approach), der vor allem die anteiligen Risiken 
des Unternehmens trägt, aber auch an den Chancen partizipiert.21

Dies ist grundsätzlich zu begrüßen, da vom starren Abgrenzungskonzept 
der ausschließlichen Orientierung am Kriterium der Auszahlungsverpflich-
tung des Unternehmens des IAS 32 abgerückt wird. Allerdings wird die 
Frage der Abfindungshöhe eines vorzeitig ausscheidenden Gesellschaf-
ters vom IASB sehr einseitig interpretiert, ohne dass er das Verhalten des 
Kapitalgebers, ob er die wesentlichen unternehmerischen Risiken trägt, 
berücksichtigt. Mit dem ED zu IAS 32 soll nämlich nur solchen Kapitalfor-
men ein Eigenkapitalausweis ermöglicht werden, bei denen zum fair value 
des Anteils abgefunden wird.22 Dabei wird u. E. aber vernachlässigt, dass 
die risk and reward-Partizipation bei verschiedenen Unternehmens-
formen nicht ausschließlich über den Abfindungsanspruch erfolgt, son-
dern auch auf anderen Zusammenhängen beruhen kann. Außerdem ist 
die reward-Partizipation Angelegenheit des Kapitalgebers selbst, während 
die anteilige Risikotragung für einen Eigenkapitalausweis – wegen der er-
forderlichen Aufrechterhaltung des going concern – institutionell abgesi-
chert sein muss. 

So akzeptieren alle Gesellschafter bei ihrem Einstieg in eine Nicht-
Kapitalgesellschaft Abfindungsvereinbarungen, bei denen der Abfin-
dungsbetrag den fair value unterschreitet. Dadurch wird zwar ihr eigener 
Abfindungsanspruch eingeschränkt, gleichzeitig aber auch der Abfin-
dungsanspruch der übrigen Gesellschafter. Kommt es zu einer Kündigung 
durch einen Gesellschafter, fließt im Regelfall nur ein geringerer Betrag 
aus dem Unternehmen ab als bei einer Abfindung zum fair value. Eine ge-
ringere Abfindung entspricht aber einer deutlich höheren Risikoübernah-

21 Vgl. KPMG (Klynveld Peat Marwick Goerdeler), USA Mitteilungen, S. 37. 
22 Vgl. ED IAS 32.AG13 und ED IAS 32.BC11. 
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me des Ausscheidenden als bei Abfindung zum fair value und unter-
streicht damit den Eigenkapitalcharakter des von ihm eingelegten Kapi-
tals. Die geringere Abfindung bindet den positiven Differenzbetrag zwi-
schen dem fair value und dem Abfindungsbetrag an das Unternehmen 
und reduziert damit die Gefährdung des Unternehmensfortbestands beim 
Ausscheiden einzelner Gesellschafter. Außerdem wird dadurch die Einla-
ge tendenziell länger an das Unternehmen gebunden als bei einer Abfin-
dung zum anteiligen fair value. 

Ferner gestaltet sich bspw. bei Genossenschaften die reward-Partizipation 
aufgrund des gesetzlichen Förderzwecks gänzlich anders,23 nämlich z. B. 
in Form von Kopplungsgeschäften oder von bestimmten Rückvergütun-
gen, so dass in diesem Fall eine Abfindung zum anteiligen fair value ins-
gesamt eine zu hohe reward-Partizipation im Vergleich zur risk-
Partizipation bedeuten würde. 

Aus den genannten Gründen sollte daher ein Abfindungsanspruch, der 
kleiner als der fair value ist, einer Eigenkapitalklassifikation nicht grund-
sätzlich entgegenstehen. 

3.2.2 Homogenität der Kapitalklassen 

Im konzeptionellen Vergleich zum gegenwärtigen IAS 32, der für die Ei-
genkapitalqualifikation die sehr restriktive Vorgabe einer unbefristeten, 
nicht kündbaren Kapitalüberlassung verlangt, würden durch die Imple-
mentierung des ED „Amendments to IAS 32“ die beiden Abgrenzungsan-
sätze (settlement approach und ownership approach) nunmehr gleicher-
maßen beachtet. Infolgedessen läge damit grundsätzlich eine auch von 
uns befürwortete mehrdimensionale Kapitalabgrenzungssystematik vor.  

Die beiden Abgrenzungsansätze werden im ED allerdings nicht simultan 
berücksichtigt, sondern es werden zwei grundlegende Alternativen for-
muliert, die beide zur Eigenkapitalklassifikation führen sollen. Die Finanzie-
rungsformen müssen entweder unentziehbar sein (IAS 32; settlement ap-
proach) oder sie müssen letztrangig haftende Residualansprüche mit 

23  Vgl. EUROPEAN COMMUNITY (Hrsg.), Council Regulation (EC) No. 1435/2003: Statute for a 
European Cooperative Society, Artikel 1 Abs. 3. 
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einem Ausstiegsrecht der Gesellschafter aus der Gesellschaft (Exposure 
Draft „Amendments to IAS 32"; ownership approach) verkörpern. Im Er-
gebnis führt dies zu zwei voneinander unabhängigen Trennlinien zur Ab-
grenzung zwischen Eigenkapital und Fremdkapital. Ein Finanzinstrument 
erfüllt danach nämlich bereits dann die Eigenkapitalqualifikation, wenn le-
diglich eine der beiden Alternativen vorliegt, respektive wenn entweder 
der settlement approach oder der ownership approach erfüllt ist.24 Im 
Eigenkapital würden daher neben perpetual instruments gleichzeitig auch 
owner-ship instruments ausgewiesen.  

Infolgedessen ist zu untersuchen, ob die hinter den beiden Kapitalklassen 
stehenden Kapitalgeber trotz der beiden unterschiedlichen Trennlinien 
entsprechend dem risk and reward approach die Risiken gleichartig tra-
gen und die Chancen des Unternehmens wie Eigentümer wahrnehmen. 

Beide Kapitalklassen tragen für die Dauer ihrer Kapitalüberlassung ein 
vergleichbares Risiko. Die Wertentwicklung ihrer Einlagen ist nämlich an 
die wirtschaftliche Entwicklung des Unternehmens geknüpft. So vermin-
dert sich der Wert ihrer Einlagen aufgrund von Verlusten bzw. aufgrund 
eines sich verringernden Unternehmenswertes. Die Art des getragenen 
Risikos unterscheidet sich bei beiden Finanzinstrumenten somit grund-
sätzlich nicht. Allerdings unterscheidet sich die Dauer der Übernahme des 
Risikos durch die Eigenkapitalgeber u. U. erheblich. Während die Inhaber 
der perpetual instruments die Risiken dauerhaft tragen, können die Inha-
ber der ownership instruments jederzeit, und damit auch kurzfristig, aus 
dem Unternehmen aussteigen.  

Zu untersuchen ist daher vor allem, ob sichergestellt ist, dass der aus-
scheidende Gesellschafter beim Verlassen der Gesellschaft tatsächlich 
die bis dahin "eingeleiteten" Risiken trägt und er ggf. die Chancen wahr-
nimmt.  

24 Vgl. Breker, N./HARRISON, D./SCHMIDT, M., Die Abgrenzung von Eigen- und Fremdkapital, 
S. 478. 
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3.2.3 Verlässlichkeit der Kapitalüberlassung 

Nach dem Exposure Draft bestehen bei ownership instruments weder 
Kündigungsfristen noch andere Bedingungen, die im Fall der Kündigung 
durch einen Eigenkapitalgeber zu beachten wären, damit das Unterneh-
men vor Gefahren und die verbleibenden Eigenkapitalgeber vor Nachteilen 
aus einem kurzfristigen Kapitalentzug geschützt werden. Das finanztheo-
retische Eigenkapitalkriterium der Dauerhaftigkeit der Kapitalüberlassung25

– das nach IAS 32 das entscheidende Kriterium bei der Kapitalabgrenzung 
ist – wird somit vom IASB für ownership instruments offenbar bewusst 
nicht aufrechterhalten.26 Der IASB geht nämlich davon aus, dass mit einer 
Abfindung zum fair value des Anteils am Unternehmen eine Schädigung 
des Unternehmens und der übrigen Kapitalgeber ausgeschlossen wird 
und der Kapitalgeber auch die anteiligen rewards erhält. Dies gilt indes 
nur, wenn der Anteil des Ausscheidenden am Unternehmen den ex post 
feststellbaren fair value-Anteil nicht übersteigt. Da sich der fair value-Anteil 
des Ausscheidenden zum Tag des Ausscheidens aber fehlerfrei erst am 
Ende des Unternehmens ermitteln lässt, ist eine Ermittlung des anteiligen 
fair value am Tag des Ausscheidens mit der Gefahr verbunden, dass der 
Ausscheidende nicht alle anteiligen risks trägt. Der Betrag des anteiligen 
fair value der verbleibenden Gesellschafter darf indes durch eine Abfin-
dung auf keinen Fall reduziert werden, daher darf der Ausscheidende kei-
nen Abfindungsbetrag erhalten, der nicht alle anteiligen Risiken erfasst.  

Dies ist u. E. allerdings nur dann gegeben und gewährleistet, wenn bei 
der Bemessung des fair value tatsächlich alle bis zum Tage des Ausschei-
dens "entstandenen" Risiken berücksichtigt werden,27 welchen das Unter-
nehmen zum Zeitpunkt des Ausscheidens des Eigenkapitalgebers ausge-
setzt ist. Da in der Praxis aber viele bereits entstandene Risiken erst 
nachträglich, also nach Kündigung des betreffenden Gesellschafters of-
fenbar werden, wird der kurzfristige Abzug des Eigenkapitals in der ge-
sellschaftsrechtlichen Praxis vielfach durch Kündigungsfristen bzw. Nach-
haftungsfristen eingeschränkt. Eine Kündigungsfrist bzw. eine 

25  Vgl. DAMODARAN, A., Corporate Finance, S. 483. 
26  Dem IASB ist dabei bewusst, dass die Eigenkapitalanforderungen an „Financial Instru-

ments Puttable at Fair Value“ nicht dem Prinzip des IAS 32 (Dauerhaftigkeit der Kapital-
überlassung) entsprechen. Vgl. IAS 32.BC22. 

27  Für die Bemessung bedarf es eines – lediglich theoretisch denkbaren – vollkommenen 
Informationsstandes.
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Nachhaftungsfrist mindert die Gefahren, die aus einer zwischen den Ei-
genkapitalgebern bestehenden asymmetrischen Informationsverteilung 
resultieren. Sind lediglich einem Gesellschafter bestimmte Risiken be-
kannt (hidden information), könnte dieser Gesellschafter – ohne beste-
hende Kündigungsfristen – durch sein kurzfristiges Ausscheiden die Risi-
ken auf die verbleibenden Gesellschafter übertragen und sich so seinen 
Pflichten als Eigenkapitalgeber kurzfristig entziehen. Durch eine Kündi-
gungsfrist bzw. Nachhaftungsfrist werden indes die bedeutsamsten, bis 
zum Zeitpunkt der Kündigung „entstandenen“ Risiken im Zeitraum zwi-
schen Kündigung und Ausscheiden „aufgehellt“, so dass zumindest der 
wichtigste Teil eines versuchten Risikotransfers von dem ausscheidenden 
Gesellschafter auf die verbleibenden Gesellschafter unterbunden wird. 
Der ausscheidungswillige Gesellschafter kann sich – durch eine Kündi-
gungs- bzw. Nachhaftungsfrist – seinen Risiko-Tragungs-Pflichten als Ei-
genkapitalgeber weniger entziehen. Die mit den Kündigungsfristen bzw. 
Nachhaftungsfristen gemachten positiven Erfahrungen sollten u. E. bei 
der Entwicklung einer Kapitalabgrenzungssystematik berücksichtigt wer-
den.  

Da zudem kein aktiver Markt für Unternehmensanteile von Nicht-
Kapitalgesellschaften vorhanden ist, wäre der fair value mit einem DCF-
Kalkül zu ermitteln. Die Ermittlung des fair value für den Unternehmensan-
teil mit einem DCF-Kalkül ist indes höchst unsicher und könnte zu hoch 
ausfallen, wodurch gerade nicht alle bis zum Ausscheiden entstandenen 
Risiken adäquat berücksichtigt würden. Daher wäre neben den Kündi-
gungs- bzw. Nachhaftungsfristen u. E. ein Risikoabschlag auf einen be-
rechneten fair value sinnvoll, denn ein Beharren auf dem mit einem DCF-
Kalkül „ermittelten“ fair value als exit price könnte eine Äquivalenz von 
Chancen und Risiken und damit den risk and reward approach verletzen, 
da gerade bei Nicht-Kapitalgesellschaften der Markt als preisbildende 
bzw. wertbestätigende Instanz für den exit price fehlt.  

Im Übrigen wird durch einen Abfindungsbetrag, der kleiner als der fair va-
lue ist, die Wahrscheinlichkeit erhöht, dass Eigenkapitalgeber ihr Kapital 
dauerhaft im Unternehmen belassen, wie es im IAS 32 für einen Eigenka-
pitalausweis gefordert wird. 

Bei den Kapitalabgrenzungskriterien für die ownership instruments be-
rücksichtigt der IASB außerdem neben der Gefahr einer Schädigung auf 
der Vermögensebene auch die Gefährdung der Unternehmensfortführung 
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(going concern) bisher nicht (vgl. ED IAS 32 BC.11). Hier ließe sich mit ei-
nem going-concern-test überprüfen, ob es durch den Kapitalabzug zu ei-
ner signifikanten Bestandsgefährdung des Unternehmens kommt bzw. 
kommen kann. 

Das würde bedeuten, dass die verbleibenden Gesellschafter im Fall eines 
negativen Testergebnisses eine Abfindung versagen oder höchstens ei-
nen Abfindungsbetrag zugestehen, der die Fortführung des Unterneh-
mens nicht gefährdet. Mithilfe des going-concern-tests soll gewährleistet 
werden, dass der Eigenkapitalgeber auch im Zeitpunkt seiner Kündigung 
die unternehmerischen Risiken – also auch das Fortführungsrisiko – antei-
lig zu tragen hat. Der nach unserer Sicht erforderliche Test könnte bspw. 
dem going-concern-test der Jahresabschlussprüfung nachgebildet wer-
den.28

Wir kommen zu dem Zwischenergebnis, dass der IASB die Eigenkapital-
abgrenzung mit seinen Kriterien für ownership instruments zwar in die 
richtige Richtung bewegt, sich indes zu weit vom Leitbild des IAS 32 re-
spektive vom risk and reward approach entfernt, wenn er einen Eigenkapi-
talausweis bei einer kurzfristigen Ausstiegsmöglichkeit eines ownership 
instrument-Inhabers zulässt. Denn in diesem Fall könnte der ownership 
instrument-Inhaber von ihm – aber noch nicht von anderen Gesellschaf-
tern – erkannte Risiken von sich fernhalten und auf die anderen Gesell-
schafter „abwälzen“. Die Kapitalabgrenzungssystematik sollte daher die 
vielfach bewährten gesellschaftsrechtlichen Regeln für das Ausscheiden 
von Gesellschaftern, z. B. die Kündigungs- und Nachhaftungsfristen oder 
Abfindungsbeträge unter dem anteiligen fair value, die ihrerseits Ausfluss 
des risk and reward approach sind, aufgreifen. Die Kapitalabgrenzungs-
systematik sollte so angepasst werden, dass die übrigen Gesellschafter 
nicht durch eine zu hohe Abfindung des Ausscheidenden, welche nicht al-
le von ihm anteilig zu tragenden Risiken des Unternehmens adäquat ab-
deckt, geschädigt werden. 

28 Vgl. zum Beispiel die Rahmenbedingungen von ISA 570, insbesondere die Vorgaben für 
die Verantwortlichkeit des Managements in ISA 570.3-8. Alternativ wäre auch eine Orien-
tierung an dem im Rahmen von Basel II vorgesehenen „Internal Rating Based Approach“ 
(IRB-Ansatz) möglich. Vgl. BANK FOR INTERNATIONAL SETTLEMENTS (Hrsg.), International Con-
vergence of Capital Measurement and Capital Standards, S. 48-112. 
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3.2.4 Klarheit der Abgrenzung 

Bei der Untersuchung, ob eine Abgrenzungssystematik die Anforderung 
der Klarheit erfüllt, sind die beiden Unterkriterien Einfachheit und Eindeu-
tigkeit zu beachten.29

Das Kriterium der Einfachheit würde durch den künftigen IAS 32 nach 
Verabschiedung des Exposure Draft nur unzureichend erfüllt, da einer-
seits zwar verständliche Kapitalabgrenzungsvorschriften, wie die Dauerhaf-
tigkeit der Kapitalüberlassung bei perpetual instruments oder ein fair value 
Abfindungsanspruch für den ausscheidenden Inhaber eines ownership in-
struments vorlägen, aber andererseits die unterschiedliche Partizipation 
der perpetual instruments und der ownership instruments an den Risiken 
und Chancen eine klare Abgrenzung verhindern würde (vgl. Abschnitt 
3.2.1).

Das Kriterium der Einfachheit wird ebenfalls dadurch verletzt, dass perpe-
tual instruments, bei denen die Kapitalüberlassungsvergütung einzelver-
traglich vereinbart ist und nicht von einem Beschluss der Gesellschafter-
versammlung abhängt, als aus Eigenkapital und Fremdkapital 
zusammengesetzte Instrumente (compound financial instruments) ange-
sehen werden. Denn ein solches Instrument besteht (1) aus einem 
Grundgeschäft – der Kapitalüberlassung (Eigenkapitalkomponente) – und 
(2) aus der auf das Grundgeschäft zu entrichtenden Kapitalüberlassungs-
vergütung (Fremdkapitalkomponente). Diese sog. zusammengesetzten 
Finanzinstrumente bieten für eine bilanzpolitisch motivierte Aufteilung in 
Eigen- und Fremdkapital viel Raum. Die für die Aufteilung in die Eigenkapi-
tal- und die Fremdkapitalkomponente erforderliche Bestimmung des Bar-
werts der Zahlungsverpflichtung ist mit erheblichen Ermessensspielräu-
men verbunden, da das Management dazu die künftige wirtschaftliche 
Lage des Unternehmens durch die künftigen Zahlungsströme konkretisie-
ren sowie den Diskontierungszinssatz ansetzen muss bzw. darf. 

Zum Merkmal der Eindeutigkeit ist anzumerken, dass sich die Abgren-
zungssystematik bei den perpetual instruments eindeutig und konsequent 
am Kriterium der Dauerhaftigkeit der Kapitalüberlassung und bei den ow-

29  Vgl. hierzu auch die Ausführungen im Abschnitt 3.1.5. 
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nership instruments eindeutig und konsequent an den anderen  
kumulativ zu erfüllenden Anforderungen orientiert.  

3.3 Fazit der konzeptionellen Analyse 

Nachdem wir untersucht haben, ob die vom IASB mit dem Exposure Draft 
vorgeschlagene Kapitalabgrenzungskonzeption die aus dem Framework 
abgeleiteten Anforderungen erfüllt, kommen wir zu dem Ergebnis, dass 
der IASB mit dem vorgeschlagenen Kapitalabgrenzungskonzept wesentli-
che Kritikpunkte ausräumen kann, die am IAS 32 geübt worden sind. Dies 
wird vor allem durch die Integration des ownership approach in den IAS 
32 erreicht. 

Gleichwohl zeigt unsere Analyse, dass die Vorschläge des IASB im ED in 
Einzelpunkten weder die konzeptionellen Grundsätze des IASB im Fra-
mework voll erfüllen, noch den risk and reward approach für Eigenkapital 
in Nicht-Kapitalgesellschaften ausreichend berücksichtigen (Verletzung 
der Rechtsformneutralität). Im Wesentlichen lassen sich zwei Kritikpunkte 
an der vorgeschlagenen Kapitalabgrenzungskonzeption bestimmen, die 
eine weitere Modifizierung des IASB-Vorschlags sinnvoll erscheinen las-
sen:

(a) Die vom IASB vorgeschlagene Kapitalabgrenzungssystematik kon-
terkariert vor allem die Anforderung, dass das im Eigenkapital aus-
gewiesene Kapital homogene Eigenschaften aufweisen sollte. Die 
Eigenkapitalgeber nehmen abhängig davon, ob sie ownership in-
struments oder perpetual instruments zeichnen, unterschiedlich an 
den Risiken und den Chancen des Unternehmens teil. Der zusam-
mengefasste Eigenkapitalausweis kann dazu führen, dass Jahres-
abschlussadressaten nicht beurteilen können bzw. falsch beurtei-
len, in welchem Umfang die Risiken und die Chancen durch die 
Eigenkapitalgeber konkret getragen werden. So ist es nach der Ka-
pitalabgrenzungssystematik von IAS 32 in Verbindung mit dem ED 
z. B. möglich, dass dem Unternehmen bestimmte Eigenkapitalbe-
standteile kurzfristig entzogen werden können und dabei beim 
Ausscheiden eines Gesellschafters zwar bereits entstandene aber, 
noch nicht erkannte Risiken auf die verbleibenden Gesellschafter 
übertragen werden. 
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(b) Die Anforderung, dass sich die Abgrenzungssystematik am wirt-
schaftlichen Gehalt und nicht an der rechtlichen Form der Finanzie-
rungsform zu orientieren hat, wird zwar grundsätzlich durch den 
ownership approach berücksichtigt. Dieser Gedanke wird indes 
noch nicht konsequent umgesetzt, wie die Diskussion hinsichtlich 
der Höhe des Abfindungsanspruchs bei Kündigung durch einen 
Gesellschafter gezeigt hat. 

4 Vorschlag für eine Modifizierung der Kapitalabgren-
zungssystematik nach IFRS 

Basierend auf dem risk and reward approach schlagen wir, wie der IASB, 
eine rechtsformübergreifende Kapitalabgrenzungssystematik vor, die sich 
darauf konzentriert, welche Zahlungsverpflichtungen das kapitalaufneh-
mende Unternehmen gegenüber dem Kapitalgeber hat und welchen Risi-
ken die Zahlungsansprüche der Kapitalgeber ausgesetzt sind.  

Die Zahlungsansprüche der Kapitalgeber systematisieren wir dabei zum 
einen danach, zu welchem Zeitpunkt sie entstehen (laufende Vergütung, 
Rückzahlungsanspruch bei vorzeitigem Ausscheiden und Zahlungsan-
spruch bei Liquidation des Unternehmens) und zum anderen, auf welcher 
Entscheidungsgrundlage sie beruhen (kollektiv durchsetzbarer Zahlungs-
anspruch oder einzelvertraglicher Anspruch).30 Mit der Systematisierung 
nach der Art der Ansprüche der Kapitalgeber greifen wir die Vorgehens-
weise des IASB auf, der mit dem bestehenden IAS 32 bisher die kollekti-
ven Ansprüche in den Vordergrund gestellt hat und sich im Exposure Draft 
nun auch den individuellen Ansprüchen zuwendet.  

30  Dem Kapitalgeber kann durch das Finanzinstrument zu allen drei Zeitpunkten ein Zah-
lungsanspruch eingeräumt werden. Das Finanzinstrument muss im konkreten Einzelfall 
die Anforderungen für eine Eigenkapitalklassifikation zu jedem der genannten Zeitpunkte 
(kumulativ) erfüllen, zu dem der Kapitalgeber einen Zahlungsanspruch hat. Zu den Zeit-
punkten, zu denen keine Zahlungsansprüche für den Kapitalgeber bestehen, ist bereits 
die Voraussetzung für eine Eigenkapitalklassifizierung erfüllt, da der Emittent keine Ver-
pflichtung zur Übertragung von Finanzmitteln hat. 
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Den Vorschlag des IASB aufgreifend, schlagen wir bezogen auf die drei 
verschiedenen Arten der Zahlungsansprüche der Kapitalgeber die folgen-
de modifizierte Kapitalabgrenzung vor, welche die konzeptionellen Kritik-
punkte, die im vorherigen Abschnitt identifiziert worden sind, vermeidet: 

(1) Laufende Vergütung aus einzelvertraglichen Ansprüchen 

Hinsichtlich der laufenden Vergütung ist zwischen Ansprüchen zu unter-
scheiden, die nur auf kollektivem Weg durchgesetzt werden können und 
Ansprüchen, die einzelvertraglich durchsetzbar sind. Da kollektiv durch-
setzbare Vergütungsansprüche schon jetzt nach IAS 32 einer Zuordnung 
von Finanzinstrumenten zum Eigenkapital nicht entgegenstehen, sind hier 
besonders die einzelvertraglichen Ansprüche der Kapitalgeber zu be-
trachten. 

Eine umfassende Kapitalabgrenzungssystematik, die auch Kapitalformen 
mit individuellen Ansprüchen der Kapitalgeber grundsätzlich den Eigenka-
pitalausweis ermöglichen soll, muss sich u. E. am Leitbild des IAS 32 ori-
entieren. Dies impliziert vor allem, dass ein individueller Anspruch eines 
Eigenkapitalgebers nicht dazu führen darf, dass sich die Risikoverteilung 
zu Lasten der übrigen Eigenkapitalgeber verschlechtert. Für die laufende 
Kapitalüberlassungsvergütung eines auf einem individuellen Anspruch ba-
sierenden Instrumentes bedeutet dies, dass es nicht zu einem versteck-
ten Kapitalabzug durch eine überhöhte Kapitalüberlassungsvergütung für 
einzelne Kapitalgeber kommen darf. Dies wäre dann der Fall, wenn die 
Höhe der einzelvertraglichen Kapitalüberlassungsvergütung unabhängig 
vom erzielten Jahresergebnis wäre. Wenn nämlich kein positives Jahres-
ergebnis und auch keine thesaurierten Gewinne vorliegen würden und 
dennoch eine Kapitalüberlassungsvergütung zu entrichten wäre, müsste 
ein Teil des Eigenkapitals angegriffen werden. Somit würde dem Unter-
nehmen ein Teil des ursprünglich überlassenen Kapitals entzogen.  

Aus diesem Grund stellen wir an Kapitalformen, die auf individuellen An-
sprüchen der Kapitalgeber beruhen und die wegen der Übernahme der 
risks and rewards im Eigenkapital ausgewiesen werden sollten, den An-
spruch, dass den Kapitalgebern mit einzelvertraglichen Ansprüchen nur 
dann eine Kapitalüberlassungsvergütung gewährt werden darf, wenn die-
se aus dem positiven Jahresergebnis bzw. aus thesaurierten Gewinnen 
der Vorperioden entrichtet wird. Diese Bedingung verhindert, dass es in 
Verlustjahren indirekt zu einer Rückzahlung von Kapital kommt.  
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Da das Jahresergebnis im Zeitpunkt seines Ausweises nicht vollständig 
realisiert sein muss bzw. noch nicht zahlungswirksam geworden ist,31 set-
zen wir die zusätzliche Bedingung, dass durch die Vergütung keine Ge-
fährdung der Unternehmensfortführung eintreten darf (going-concern-
test; siehe Ausführungen im Abschnitt 3.2.3).32

Eine solche Konkretisierung der Anforderung für einen Eigenkapitalaus-
weis an die zu entrichtende Kapitalüberlassungsvergütung weist zwei we-
sentliche Vorteile auf: 

1. Das vorgeschlagene Abgrenzungskriterium wird dem Ziel gerecht, zu 
einer in sich schlüssigen Kapitalabgrenzungssystematik zu führen. 
Denn das von uns vorgeschlagene Abgrenzungskriterium greift die Auf-
fassung des IASB bezüglich der Verteilung eines Liquidationsüber-
schusses bei der Auflösung der Gesellschaft auf. Bei der Aufteilung 
des Liquidationsüberschusses kommt es dem IASB vornehmlich darauf 
an, dass ein Anspruch erst dann besteht, wenn die Ansprüche sämtli-
cher Gläubiger befriedigt worden sind. Wie der sich danach ergebende 
Liquidationsüberschuss unter den Eigenkapitalgebern aufgeteilt wird, 
ist aus Sicht des Framework33 – und auch aus der unseren – grundsätz-
lich unerheblich. Unser Vorschlag führt dazu, dass dies nicht nur für 
den Liquidationsüberschuss, sondern auch für das laufende Jahreser-
gebnis gilt. 

2. Zudem weist unser Vorschlag für eine Abgrenzungssystematik bezo-
gen auf die Kapitalüberlassungsvergütung den Vorteil auf, dass es 
nicht mehr erforderlich wäre, bestimmte Finanzinstrumente als aus Ei-
genkapital und Fremdkapital zusammengesetzte Instrumente zu be-
handeln und gesplittet auszuweisen, während dieser Split in IAS 32 
auch nach Verabschiedung des ED für perpetual instruments mit einer 

31  Beispielweise durch die Anwendung der Percentage-of-Completion-Methode bei der Bi-
lanzierung langfristiger Fertigungsaufträge (vgl. IAS 11.25). 

32  Aus diesem Grund werden in der gesellschaftsrechtlichen Praxis bzw. in Gesetzen ver-
schiedene Varianten von Ausschüttungsrestriktionen vorgegeben. Vgl. LEUZ, C./DELLER,
D./STUBENRATH, M., An International Comparison of Accounting-Payout Restrictions, S. 
113. 

33  In der Textziffer 65 des Framework wird klargestellt, „dass Anteilseigner eines Unterneh-
mens [...] (u. a.) unterschiedliche Rechte auf Rückzahlung von Kapital haben.“  
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Kapitalüberlassungsvergütung, die nicht im freien Ermessen der Ge-
sellschaft steht, noch vorgesehen ist. 

Im Gegensatz zu den auf einzelvertraglicher Ebene durchsetzbaren Zah-
lungsansprüchen ist die Restriktion, die Ausschüttungen auf das erzielte 
Jahresergebnis bzw. auf in Vorjahren thesaurierte Gewinne zu beschrän-
ken, nicht analog auf jene Eigenkapitalgeber anzuwenden, die laufende 
Zahlungsansprüche nur auf kollektivem Weg durchsetzen können. 

Denn falls eine kollektiv beschlossene Kapitalüberlassungsvergütung das 
erzielte Jahresergebnis übersteigt, verringert sich das einbezahlte Kapital 
jedes Gesellschafters proportional zum Anteil des Gesellschafters am Un-
ternehmen. Dadurch kann die Risiko-Partizipation einzelner Gesellschafter 
im Gegensatz zum einzelvertraglichen Zahlungsanspruch nicht zu Lasten 
der Risiko-Partizipation anderer Gesellschafter, sondern nur jeweils bezüg-
lich der eigenen Einlage aller Gesellschafter verringert werden. Demzufol-
ge führt eine solche Auszahlung, die das eingezahlte Eigenkapital der Ge-
sellschaft reduziert, stets dazu, dass alle Gesellschafter das aus der 
Verringerung der Eigenkapitalbasis resultierende Risiko proportional zu ih-
rem Unternehmensanteil zu tragen haben. Alle Gesellschafter werden 
somit bei ihrem Beschluss über die Höhe der Jahresvergütung generell 
beachten müssen, dass durch den Kapitalabzug der Fortbestand des Un-
ternehmens nicht gefährdet wird. Im Übrigen können die Gesellschafter 
aufgrund der gesellschaftsrechtlichen Mindestkapitalregelungen niemals 
das ganze Kapital ausschütten und dürfen sich somit nicht aus dem Un-
ternehmen zurückziehen, ohne das Unternehmen zu liquidieren. 

(2) Zahlungsanspruch bei Kündigung 

Für eine den Anforderungen des Framework entsprechende Kapitalab-
grenzung ist auch festzulegen, unter welchen Bedingungen der einzelne 
Kapitalgeber das Recht hat, aus der Gesellschaft auszusteigen. Auch hier 
differenzieren wir wieder nach der Entscheidungsgrundlage (kollektiver 
Beschluss oder individuelle Erklärung). 

Ein solches Ausstiegsrecht steht nur dann im Einklang mit dem Eigenkapi-
talausweis, wenn der Ausstieg unter dem Vorbehalt steht, dass die übri-
gen Gesellschafter dem in Form eines kollektiven Beschlusses zuge-
stimmt haben. Denn in diesem Fall müsste der Gesellschafter bei 
Ablehnung der übrigen Gesellschafter bis zur Liquidation in der Gesell-
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schaft verbleiben, sofern er seinen Anteil nicht wie bei börsennotierten 
Aktiengesellschaften an der Börse veräußern kann. 

Anders ist ein Finanzinstrument zu beurteilen, bei welchem der Ausstieg 
eines Eigenkapitalgebers nicht unter dem Vorbehalt steht, dass die übri-
gen Eigenkapitalgeber dem zuvor zugestimmt haben, sondern der Aus-
stieg – vertraglich abgesichert – bereits durch eine individuelle Erklärung
möglich ist. Solche Finanzinstrumente sollen aus Sicht des IASB nur dann 
im Eigenkapital ausgewiesen werden, wenn der ausscheidende Anteils-
eigner in Höhe des fair value seines Anteils abgefunden wird.  

Die vom IASB vorgeschriebene Abfindung eines ausscheidenden Gesell-
schafters zum fair value als notwendige Bedingung für einen Eigenkapi-
talausweis von ownership instruments steht u. E. im Widerspruch zum 
Leitbild des IAS 32.34 Denn nach Verabschiedung des Exposure Draft 
würden auch bestimmte Finanzinstrumente, die dem Unternehmen zu je-
dem beliebigen Zeitpunkt ohne zeitliche Restriktionen entzogen werden 
können, im Eigenkapital ausgewiesen, sofern die Eigenkapitalanforderun-
gen erfüllt würden, die an „Financial Instruments Puttable at Fair Value“ 
gestellt werden. 

Damit die hier vorgeschlagene Kapitalabgrenzungssystematik eine unbe-
dingte Risiko-Partizipation des Kapitalgebers gewährleistet, sollte aus un-
serer Sicht versucht werden, auch bei ownership instruments einen kurz-
fristigen Kapitalabzug auszuschließen. Dies könnte bspw. geschehen, 
indem der Abzug von Eigenkapital nur unter Einhaltung der beiden fol-
genden Restriktionen zulässig wäre: 

(a) Das Kapital darf dem Unternehmen nur unter Einhaltung einer für eine 
Wertaufhellung von Risiken erforderlichen Kündigungs- oder einer 
Nachhaftungsfrist, z. B. von zwei Jahren, entzogen werden. Dadurch 
wird bei als Eigenkapital ausgewiesenem Kapital dessen kurzfristiger 
Abzug verhindert, der zu einer Risiko-Abwälzung des Ausscheidenden 
auf die verbleibenden Gesellschafter führen könnte. Kündigungsfristen 
bezüglich der Kapitalüberlassung sind besonders für (potentielle) In-
vestoren von Interesse. Für sie ist es entscheidend, dass ihre Mitin-

34 Dies scheint auch dem IASB bewusst zu sein. „The Board acknowledges that the propos-
als are not consistent […] with the underlying principle of IAS 32.” (ED 32.BC22). 
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vestoren, aber auch sie selbst sich nicht kurzfristig mit dem Ziel aus 
dem Unternehmen zurückziehen können, Vorteile zu erreichen, die sie 
bei einem Verbleib in der Gesellschaft nicht hätten. D. h. sie dürfen 
sich nicht kurzfristig potentiellen Risiken entziehen und diese auf die 
anderen Gesellschafter transferieren. 

(b) Der Abzug des als Eigenkapital auszuweisenden Kapitals durch den 
Kapitalgeber ist nur dann zulässig, wenn dies nicht zu einer Gefähr-
dung der Unternehmensfortführung führt. Um feststellen zu können, 
ob diese Gefahr droht, könnte bei der Kündigung ein sog. going-
concern-test durchgeführt werden. Ein going-concern-test wird bspw. 
im Rahmen der Jahresabschlussprüfung vom Abschlussprüfer durch-
geführt. 35

Mit dem going-concern-test ist zu prüfen, ob die Fortführung des Un-
ternehmens durch den Kapitalabzug gefährdet werden könnte. Ein 
solcher going-concern-test ist gerade für Gesellschaften bedeutend, 
die bspw. über geringe Liquiditätsreserven verfügen oder die sich in 
einer wirtschaftlich angespannten Situation befinden. Der going-
concern-test soll dazu beitragen bzw. sicherstellen, dass der die Kün-
digung aussprechende Gesellschafter seine Eigentümerpflichten auch 
noch bis zum Zeitpunkt seines Ausscheidens wahrnimmt. Er darf sich 
seinen Eigentümerpflichten u. E. also nicht bereits durch das Kündi-
gungsschreiben entledigen, sondern er muss das Ergebnis des going-
concern-tests abwarten und bei negativem Ergebnis in der Gesell-
schaft verbleiben. Durch den going-concern-test wird verhindert, dass 
sich Gesellschafter mit dem Ziel aus dem Unternehmen zurückziehen 
können, Vorteile zu erreichen, die sie bei einem Verbleib in dem Un-
ternehmen nicht wahrnehmen könnten. 

Damit die Kapitalabgrenzungssystematik sowohl die Risiko-Partizipation 
des Kapitalgebers sichert, als auch den konzeptionellen Anspruch „sub-
stance over form“ vollständig erfüllt, halten wir für einen Eigenkapitalaus-

35 Vgl. zum Beispiel die Rahmenbedingungen von ISA 570, vor allem die Vorgaben für die 
Verantwortlichkeit des Managements in ISA 570.3-8. Alternativ wäre für den going-
concern-test auch eine Orientierung an dem im Rahmen von von Basel II vorgeschlage-
nen „Internal Rating Based Approach“ (IRB-Ansatz) möglich. Vgl. BANK FOR INTERNATIONAL 

SETTLEMENTS (Hrsg.), International Convergence of Capital Measurement and Capital 
Standards, S. 48-112. 
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weis jede Abfindungsregelung für angemessen, die eine Abfindung
höchstens zum fair value des Anteils vorsieht. Dies umfasst Abfindungen 
in Höhe des fair value, aber auch solche Abfindungen, deren Betrag unter 
dem fair value des Anteils am Unternehmenswert liegt: 

• Da es keinen aktiven Markt für die Unternehmensanteile von Nicht-
Kapitalgesellschaften gibt, wäre der fair value mittels eines DCF-Kalküls 
zu ermitteln. Die Ermittlung des fair value für den Unternehmensanteil 
ist aber unsicher und könnte zu hoch ausfallen, so dass nicht alle Risi-
ken adäquat berücksichtigt werden. Daher wäre neben den Kündi-
gungsrestriktionen ein Risikoabschlag auf den mit DCF berechneten 
fair value sinnvoll, um die Risiko-Partizipation des Eigenkapitalgebers zu 
sichern. Durch die Höhe des Abschlages auf den anteiligen mit DCF 
berechneten fair value bzw. durch die generelle Festlegung des exit 
price für den Ausscheidenden unterhalb des fair value, wäre eine gene-
relle Regelung möglich, dass die noch nicht erkennbaren aber bereits 
entstandenen Risiken auch vom Ausscheidenden zusammen mit den 
anderen Eigenkapitalgebern getragen werden.  

• Daher werden in der gesellschaftsrechtlichen Praxis mit Kapitalgebern, 
die bereit sind, eigenkapitalgebertypische Risiken zu tragen, häufig Ab-
findungen unterhalb des anteiligen Unternehmenswerts, z. B. zum an-
teiligen Buchwert des Eigenkapitals, vereinbart. Die Argumentation, 
dass eine von vornherein festgelegte Abfindung unterhalb des fair va-
lue den ausscheidungswilligen Investor seiner Chance auf einen Anteil 
am gestiegenen Unternehmenswert beraube und diese Einschränkung 
seiner Chancen ein wesentliches Indiz dafür sei, dass der Gesellschaf-
ter auch nicht alle Risiken des Unternehmens anteilig trage, ist nicht 
zutreffend. Denn die Beschränkung der Abfindungshöhe führt gerade 
dazu, dass jeder Gesellschafter im (an sich nicht vorgesehenen) Fall 
seines Ausscheidens die Eigentümerpflichten so wahrnehmen muss, 
dass der Fortbestand des Unternehmens nicht gefährdet wird. Er soll 
eben nicht Vorteile durch den Ausstieg ziehen können, die er bei einem 
Verbleib in der Gesellschaft nicht erhalten würde. Die Festlegung der 
Abfindung zu einem Wert unter dem anteiligen fair value dient auch da-
zu, dass Eigenkapitalgeber wahrscheinlich ihr Kapital länger zur Verfü-
gung stellen und dadurch jene Gesellschafter, die langfristig im Unter-
nehmen verbleiben, durch den Ausstieg eines (evtl. auf einen 
kurzfristigen Erfolg spekulierenden) Eigenkapitalgebers nicht ihrer 
Chancen berauben. Somit wird auch die Bereitschaft der verbleibenden 
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Gesellschafter erhöht, das Kapital dauerhaft im Unternehmen zu belas-
sen.

Falls eine Buchwertabfindung oder eine andere unter dem anteiligen 
fair value festgesetzte Abfindung vereinbart ist, ist dies jedem Investor 
bereits bei seinem Einstieg in die Gesellschaft bewusst. Er kann sich 
frei entscheiden, ob er unter den vereinbarten vertraglichen (Abfin-
dungs-)Bedingungen eine Gesellschafterstellung eingehen möchte. 
Aus diesem Grund ist davon auszugehen, dass die Gesellschafter eine 
Abfindungsregelung beschließen werden, von der sie annehmen, dass 
sie auch vom Markt gewünscht wird, weil sie nur dann neue Eigenkapi-
talquellen erschließen können.36

• Unsere Auffassung, dass die Beschränkung der Abfindungshöhe nicht 
zu einer Einschränkung der Chancen des ausscheidenden Gesellschaf-
ters führen muss, zeigt sich auch darin, dass das Hauptanliegen eines 
Gesellschafters bei bestimmten Gesellschaftsformen, wie Genossen-
schaften, nicht ist, die Kapitaleinlage lediglich als Geldanlage zu sehen. 
Genossenschaften sind eben nicht primär auf die Erzielung eines Ge-
winns, sondern vielmehr auf die Förderung der Wirtschaft ihrer Mit-
glieder ausgerichtet.37 Dementsprechend liegen die Vorteile einer sol-
chen Kapitalüberlassung nicht darin, an einem steigenden 
Unternehmenswert zu partizipieren, sondern bspw. darin, andere Vor-
teile z. B. durch Kopplungsgeschäfte38 oder durch Rückvergütungen zu 
erhalten. 

(3) Anspruch bei Liquidation 

Für eine Eigenkapitalklassifikation muss aus unserer Sicht keine Letztran-
gigkeit der betreffenden Finanzinstrumente verlangt werden. Bei der Fra-
ge der Rangfolge der Bedienung der Ansprüche der Eigenkapitalgeber im 
Insolvenzfall kommt es zur Durchsetzung der Risiko-Partizipation vielmehr 
darauf an, dass (möglichst) kein Gläubiger geschädigt wird und die  
Eigenkapitalgeber die Risiken entsprechend tragen. Dabei ist es unerheb-

36  Vgl. SCHILDBACH, T., Buchwertabfindung, S. 539 und S. 543. 
37  Vgl. EUROPEAN COMMUNITY (Hrsg.), Council Regulation (EC) No. 1435/2003: Statute for a 

European Cooperative Society, Artikel 1 Abs. 3. 
38  Ein Mitglied einer Genossenschaft erhält aufgrund seiner Mitgliedschaft bspw. günstige-

re Mietkonditionen. 
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lich, wie der verbleibende Restbetrag unter den Eigenkapitalgebern ent-
sprechend ihrem Kapitalanteil aufgeteilt wird. Daher ist im Unterschied zur 
Letztrangigkeit aus unserer Sicht eine allgemeine Nachrangigkeit des hin-
gegebenen (Eigen-)Kapitals gegenüber allen Fremdkapitalgläubigern zu 
fordern. 

Die Nachrangigkeit muss somit gegenüber Kapitalgebern bestehen, die 
mit ihrer Kapitalüberlassung mindestens eine der übrigen Eigenkapitalan-
forderungen nicht erfüllen können. Denn diese Kapitalüberlassungen wer-
den – aufgrund der kumulativ zu erfüllenden Eigenkapitalanforderungen – 
als Fremdkapital klassifiziert, da der Inhaber im Bereich der „laufenden 
Zahlungsansprüche“ oder im Bereich der „Zahlungsansprüche durch Kün-
digung“ nicht an den eigentümertypischen risks and rewards partizipiert.

Die oben genannten Modifikationen führen zusammengefasst zu der 
nachfolgenden Kapitalabgrenzungssystematik für kündbare und nicht 
kündbare originäre Finanzinstrumente: 
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5 Fazit

Der IASB kann mit dem Exposure Draft „Amendments to IAS 32“ einige 
wesentliche Kritikpunkte ausräumen, die am IAS 32 geübt worden sind. 
Dies wird vor allem dadurch erreicht, dass der ownership approach zu-
sätzlich zum settlement approach in den IAS 32 implementiert wird. Der 
IASB will mit dem ED „Amendments to IAS 32“ nicht mehr ausschließlich 
an der Systematik festhalten, die Eigenkapital und Fremdkapital allein da-
nach abgrenzt, ob aus Sicht des Emittenten Zahlungsverpflichtungen be-
stehen, sondern zusätzlich danach, ob die zugrunde liegende Vertragsge-
staltung den Kapitalgeber in eine eigentümeradäquate Position versetzt, 
wonach er die Risiken des Unternehmens anteilig trägt und entsprechend 
an den Chancen partizipiert.  

Gleichwohl zeigen unsere Ergebnisse, dass die Vorschläge des IASB in 
Einzelpunkten noch nicht ausreichen, um die Kapitalabgrenzungssystema-
tik des IAS 32 – die für Kapitalgesellschaften sachgerecht und konzeptio-
nell einwandfrei ist – so zu ergänzen, dass das Kapital aller Kapitalgeber, 
die die typischen Risiken eines Eigenkapitalgebers übernehmen, auch als 
Eigenkapital im IFRS-Abschluss auszuweisen ist. Die Vorschläge des IASB 
im Exposure Draft sind allerdings nur geringfügig zu modifizieren, wenn 
die Kapitalabgrenzung die aus dem Framework abgeleiteten allgemeinen 
konzeptionellen Anforderungen, die an die Abgrenzung von Eigenkapital 
und Fremdkapital zu stellen sind, sowie die Risikoübernahme der Kapital-
geber, vollständig erfüllen soll. Die erforderlichen Anpassungen leiten sich 
vor allem aus den Anforderungen „substance over form“ und „Homogeni-
tät der Kapitalklassen“ ab. Sie knüpfen daran an, zu welchen Zeitpunkten 
Zahlungsansprüche entstehen und auf welcher Entscheidungsgrundlage 
sie beruhen: 

(1) Laufende Zahlungsansprüche (aus Vergütung) 

Eine Eigenkapitalklassifikation ist nach dem derzeitigen IAS 32 unabhän-
gig von der Höhe und Variabilität der Vergütung. Voraussetzungen sind, 
dass die Vergütung im freien Ermessen des Unternehmens steht und kei-
ne Zahlungsverpflichtung i. S. v. IAS 32.17 für das Unternehmen darstellt. 
Aber auch durch einzelvertragliche, erfolgsabhängige Ansprüche wird die 
Gesellschaft nicht geschädigt, wenn die Ansprüche in Erfolgsjahren ledig-
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lich aus dem (fortgeführten) positiven Jahresergebnis – unter Beachtung 
der Unternehmensfortführung – bedient werden oder in Verlustjahren eine 
Teilnahme am negativen Jahresergebnis erfolgt und ein positives Jahres-
ergebnis in den Folgejahren zunächst dazu verwendet wird, die in Verlust-
jahren reduzierte Eigen-kapitaleinlage wieder aufzufüllen. Dies steht einem 
Eigenkapitalausweis nicht entgegen, da das von den Eigenkapitalgebern 
überlassene Kapital dem Unternehmen dauerhaft zur Verfügung steht und 
das Kapital dem Unternehmen nicht (indirekt) durch eine laufende Zahlungs-
verpflichtung entzogen werden kann. Dieser Aspekt ist derzeit im IAS 32 
nicht geregelt und sollte u. E. in den IAS 32.17 aufgenommen werden.39

(2) Zahlungsanspruch aufgrund einer Ausstiegsmöglichkeit im 
Fortführungsfall 

Um zusätzlich eine zu starke Abkehr von der Kapitalabgrenzungssystema-
tik des IAS 32 zu vermeiden und eine äquivalente Risiko-Chancen-Teilhabe 
von ownership instrument-Inhabern zu gewährleisten, sollte aus unserer 
Sicht die Kündigung eines ownership instrument-Inhabers – der sein Kapi-
tal grundsätzlich unbefristet überlässt –40 nur unter Beachtung restriktiver 
Bedingungen möglich sein, und zwar zu einem Wert, der den fair value 
seines Anteils auf keinen Fall übersteigt:41

• Das Kapital darf dem Unternehmen nur unter Einhaltung einer Kündi-
gungs- bzw. Nachhaftungsfrist von z. B. zwei Jahren und 

• auch nur dann, wenn die Fortführung der Gesellschaft durch den Kapi-
talabzug nicht gefährdet wird, entzogen werden. 

39  Die hier vorgeschlagenen Modifikationen beziehen sich auf mehrere Textziffern des IAS 
32. Aus Gründen der Übersichtlichkeit verweisen wir lediglich jeweils auf eine relevante 
Textziffer des IAS 32, die die jeweils angesprochene Regelung enthält. 

40  Unseres Erachtens sind die Ausführungen des IASB zur Kapitalüberlassungsdauer im Agenda 
Paper 8 „Financial Instruments Puttable at Fair Value“, Tz. 22, konzeptionell nachvollziehbar 
und sachgerecht. 

41  Anpassung des ED IAS 32.11, term: „A financial instrument puttable at fair value“, bspw. 
Punkt (a) und (b). Für unsere Modifikation der Eigenkapitalabgrenzung empfiehlt sich, an-
stelle der Bezeichnung „A financial instrument puttable at fair value” die Bezeichnung „A 
financial instrument puttable at or less than fair value“ zu wählen. 
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Diese beiden Kündigungsrestriktionen sollten in die Regelungen des ED 
IAS 32.11 und dort in den Bereich der Begriffsbestimmung von „financial 
instruments puttable at or less than fair value“ integriert werden. 

(3) Zahlungsanspruch bei Liquidation der Gesellschaft 

Für den Fall der Liquidation ist das nach IAS 32 für den Eigenkapitalaus-
weis entscheidende Kriterium, dass der Zahlungsanspruch des Kapitalge-
bers nachrangig ist.42 Auf die Stellung des Kapitalgebers bei Liquidation 
stellt auch ED IAS 32.11 ab, in dem die Letztrangigkeit des überlassenen 
Kapitals gefordert wird.43 Für eine Eigenkapitalklassifikation muss aus un-
serer Sicht indes nicht verlangt werden, dass eine Letztrangigkeit unter 
den Eigenkapitalinstrumenten vorliegt. Bei der Frage der Rangfolge der 
Bedienung der Ansprüche der Eigenkapitalgeber im Insolvenzfall kommt 
es u. E. vielmehr darauf an, dass die Gläubiger (Fremdkapitalgeber) vor 
den Eigenkapitalgebern bedient werden. Unerheblich ist, wie der verblei-
bende Restbetrag nach der Bedienung der Gläubigeransprüche unter den 
Eigenkapitalgebern aufgeteilt wird.44

Konkret bedeuten unsere Vorschläge, dass IAS 32 und der ED zur Abgren-
zung des Eigenkapitals wie folgt zu ergänzen bzw. zu ändern wären: 

• Laufende Vergütungen aus einzelvertraglichen Ansprüchen sind er-
folgsabhängig aus einem positiven Jahresergebnis zu leisten, wobei 
frühere Verluste und thesaurierte Gewinne gegengerechnet werden. 

42 IAS 32.11: „Ein Eigenkapitalinstrument ist ein Vertrag, der einen Residualanspruch an den 
Vermögenswerten eines Unternehmens nach Abzug aller dazugehörigen Schulden be-
gründet.“ Aus der Definition des Eigenkapitalinstruments wird u. E. ersichtlich, dass es 
unerheblich ist, wie der verbleibende Restbetrag – nach der Befriedigung der Gläubiger – 
unter den Eigenkapitalgebern aufgeteilt wird. 

43 Modifikation des ED IAS 32.11, term: “A financial instrument puttable at fair value has all 
of the following features: ... (c) it entitles the holder to a pro rata share of the net assets 
of the entity in the event of liquidation of the entity: and … A financial instrument that en-
titles the holder to a pro rata share of net assets has all of the following features: (a) the 
financial instrument is in the most subordinated class of financial instruments with a 
claim to the assets of the entity, …”.. 

44 Die Anpassung ist konform zum Framework. In der Textziffer 65 des Framework wird 
klarstellt, „dass Anteilseigner eines Unternehmens [...] (u. a.) unterschiedliche Rechte auf 
Rückzahlung von Kapital haben.“ Bei der Zugrundelegung des Rückzahlungsanspruchs 
existieren somit potentiell unterschiedliche Klassen von Eigenkapital. 
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Die Unternehmensfortführung darf durch die Vergütung nicht gefährdet 
werden. 

• Bei „puttable instruments“ darf keine kurzfristige Kündigung möglich 
sein (Kündigungs- oder Nachhaftungsfrist), und eine Abfindung kann 
auch unterhalb des fair value liegen (puttable at or less than fair value). 
Auch hier darf durch den Ausstieg des Gesellschafters die Unterneh-
mensfortführung nicht gefährdet werden. 

• Die Instrumente brauchen bei Liquidation nicht letztrangig, sondern 
(nur) nachrangig gegenüber dem Fremdkapital zu sein. 

Im Ergebnis ist unser „de lege ferenda“-Vorschlag nicht weit vom Exposu-
re Draft des IASB entfernt. Die von uns vorgeschlagenen Modifikationen 
stellen neben der Homogenität des Eigenkapitals zugleich die „substance 
over form“-Orientierung sowie die Rechtsformneutralität sicher. Wie der 
IASB halten auch wir es nicht für per se eigenkapitalschädlich, wenn ein 
Eigenkapitalgeber das Recht hat, aus der Gesellschaft auszusteigen. 
Gleichwohl muss für einen Eigenkapitalausweis aus unserer Sicht noch 
deutlicher als beim Vorschlag des IASB beachtet werden, dass der Kapi-
talabzug nur dann möglich sein darf, wenn die verbleibenden Gesellschaf-
ter durch den Ausstieg eines einzelnen Gesellschafters nicht geschädigt 
werden. Dabei ist insbesondere darauf zu achten, dass die verbleibenden 
Gesellschafter nicht durch bereits entstandene, aber noch nicht erkannte 
Risiken belastet werden, die auch der Ausscheidende noch zu tragen hätte. 

Dies wird schon durch geringfügige Modifikationen der vom IASB vorge-
schlagenen Konzeption erreicht, ohne dass „financial engineering“ bzw. 
„accounting arbitrage“ möglich werden. Unser Vorschlag lässt den Ausweis 
des Kapitals aller Kapitalgeber, die die typischen Risiken eines Eigenkapi-
talgebers übernehmen, rechtsformunabhängig als Eigenkapital im IFRS-
Abschluss in nachvollziehbarer, verlässlicher und transparenter Weise zu. 

Münster, den 9. August 2006 

Prof. Dr. Dr. h.c. Jörg Baetge Prof. Dr. Hans-Jürgen Kirsch 
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VERORDNUNG (EG) Nr. 1073/2005 DER KOMMISSION

vom 7. Juli 2005

zur Änderung der Verordnung (EG) Nr. 1725/2003 betreffend die Übernahme bestimmter
internationaler Rechnungslegungsstandards in Übereinstimmung mit der Verordnung (EG) Nr.

1606/2002 des Europäischen Parlaments und des Rates im Hinblick auf IFRIC 2

(Text von Bedeutung für den EWR)

DIE KOMMISSION DER EUROPÄISCHEN GEMEINSCHAFTEN —

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen
Gemeinschaft,

gestützt auf die Verordnung (EG) Nr. 1606/2002 des Europä-
ischen Parlaments und des Rates vom 19. Juli 2002 betreffend
die Anwendung internationaler Rechnungslegungsstandards (1),
insbesondere auf Artikel 3 Absatz 1,

in Erwägung nachstehender Gründe:

(1) Mittels der Verordnung (EG) Nr. 1725/2003 (2) wurden
bestimmte internationale Rechnungslegungsstandards
und Interpretationen übernommen, die zum 14. Septem-
ber 2002 vorlagen.

(2) Am 17. Dezember 2003 hat der „International Accoun-
ting Standard Board“ (IASB) den überarbeiteten „Interna-
tional Accounting Standard“ (IAS) 32 Finanzinstrumente:
Angaben und Darstellung veröffentlicht. In IAS 32 sind die
grundlegenden Prinzipien für die Einstufung der Instru-
mente als Verbindlichkeiten oder Eigenkapital festge-
schrieben. Dieser Standard wurde von der Europäischen
Kommission im Rahmen der Verordnung (EG) Nr.
2237/2004 (3) vom 29. Dezember 2004 angenommen.

(3) Infolge bilateraler Gespräche mit Vertretern des Genos-
senschaftssektors sowie infolge eines Ersuchens der Kom-
mission hat der IASB sein „International Financial Repor-
ting Interpretation Committee“ (IFRIC) gebeten, eine In-
terpretation zu entwickeln, die die Anwendung des über-
arbeiteten IAS 32 erleichtert.

(4) IFRIC 2 Mitgliedsanteile an Genossenschaften und ähnliche
Instrumente wurde am 25. November 2004 veröffentlicht.
Diese Interpretation stellt klar, dass die Klassifizierung der
Mitgliedsanteile als finanzielle Verbindlichkeiten oder als
Eigenkapital von den jeweiligen Merkmalen dieser Anteile
und insbesondere den Rückkaufsbedingungen abhängt.
Die Interpretation gelangt zum gleichen Zeitpunkt wie

IAS 32 zur Anwendung, so wie bereits in Erwägungs-
grund 3 der Verordnung (EG) Nr. 2237/2004 der Kom-
mission vom 29. Dezember 2004 betreffend die Über-
nahme von IAS 32 erwähnt.

(5) Die Konsultation der technischen Sachverständigen in
diesem Bereich hat bestätigt, dass IFRIC 2 Mitgliedsanteile
an Genossenschaften und ähnliche Instrumente den techni-
schen Kriterien für seine Übernahme im Sinne von Arti-
kel 3 Absatz 2 der Verordnung (EG) Nr. 1606/2002
genügt.

(6) Die Verordnung (EG) Nr. 1725/2003 sollte folglich ent-
sprechend geändert werden.

(7) Diese Änderung sollte ausnahmsweise erstmals in der
Berichtsperiode eines am 1. Januar 2005 oder danach
beginnenden Geschäftsjahres angewandt werden, d. h.
zu einem Zeitpunkt vor der Veröffentlichung dieser Ver-
ordnung. Diese rückwirkende Anwendung ist ausnahms-
weise gerechtfertigt, um den Genossenschaften die Erstel-
lung ihrer Abschlüsse gemäß IAS 32 und im Sinne von
IFRIC 2 zu gestatten, denn die betreffenden Gesellschaf-
ten hätten legitimerweise bereits mit einer derartigen An-
wendung zum Zeitpunkt der Übernahme von IAS 32
rechnen können.

(8) Die in dieser Verordnung vorgesehenen Maßnahmen ent-
sprechen der Stellungnahme des Regelungsausschusses
für Rechnungslegung —

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN:

Artikel 1

Der Anhang zur Verordnung (EG) Nr. 1725/2003 wird wie
folgt geändert:

Der Text der Interpretation IFRIC 2 Mitgliedsanteile an Genossen-
schaften und ähnliche Instrumente, der Gegenstand des Anhangs zu
dieser Verordnung ist, wird eingefügt.
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(1) ABl. L 243 vom 11.9.2002, S. 1.
(2) ABl. L 261 vom 13.10.2003, S. 1. Verordnung zuletzt geändert

durch die Verordnung (EG) Nr. 211/2005, ABl. L 41 vom
11.2.2005, S. 1.

(3) ABl. L 393 vom 31.12.2004, S. 1.



Artikel 2

Diese Verordnung tritt am dritten Tag nach ihrer Veröffentlichung im Amtsblatt der Europäischen Union in
Kraft.

Sie gilt für jedes Geschäftsjahr eines Unternehmens, das spätestens am oder nach dem 1. Januar 2005
beginnt.

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem Mitglied-
staat.

Brüssel, den 7. Juli 2005

Für die Kommission

Charlie McCREEVY

Mitglied der Kommission
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ANHANG

INTERNATIONAL FINANCIAL REPORTING STANDARDS

IFRIC 2 Mitgliedsanteile an Genossenschaften und ähnliche Instrumente

Vervielfältigung erlaubt innerhalb des Europäischen Wirtschaftsraums. Alle bestehenden Rechte außerhalb des
EWR vorbehalten, mit Ausnahme des Rechtes auf Vervielfältigung für persönlichen Gebrauch oder andere
redliche Benutzung. Weitere Informationen sind vom IASB unter www.iasb.org.uk erhältlich.
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IFRIC INTERPRETATION 2

Geschäftsanteile an Genossenschaften und ähnliche Instrumente

Verweise

— IAS 32 Finanzinstrumente: Angaben und Darstellung (überarbeitet 2003)

— IAS 39 Finanzinstrumente: Ansatz und Bewertung (überarbeitet 2003)

Hintergrund

1 Genossenschaften und ähnliche Unternehmen werden von einer Gruppe von Personen zur Verfolgung gemeinsamer
wirtschaftlicher oder sozialer Interessen gegründet. In den einzelstaatlichen Gesetzen ist eine Genossenschaft meist als
eine Gesellschaft definiert, welche die gegenseitige wirtschaftliche Förderung ihrer Mitglieder mittels gemeinschaft-
lichen Geschäftsbetriebes bezweckt (Prinzip der Selbsthilfe). Die Anteile der Mitglieder einer Genossenschaft werden
häufig unter der Bezeichnung Geschäftsanteile, Genossenschaftsanteile o. ä. geführt und nachfolgend als „Geschäfts-
anteile“ bezeichnet.

2 IAS 32 stellt Grundsätze für die Klassifizierung von Finanzinstrumenten als finanzielle Verbindlichkeiten oder Eigen-
kapital auf. Diese Grundsätze beziehen sich insbesondere auf die Klassifizierung kündbarer Instrumente, die den
Inhaber zur Rückgabe an den Emittenten gegen flüssige Mittel oder andere Finanzinstrumente berechtigen. Die
Anwendung dieser Grundsätze auf die Geschäftsanteile an Genossenschaften und ähnliche Instrumente gestaltet
sich schwierig. Einige Adressaten des „International Accounting Standards Board“ haben den Wunsch geäußert,
Unterstützung zu erhalten, wie die Grundsätze des IAS 32 auf Geschäftsanteile und ähnliche Instrumente, die be-
stimmte Merkmale aufweisen, anzuwenden sind und unter welchen Umständen diese Merkmale einen Einfluss auf die
Klassifizierung als Verbindlichkeiten oder Eigenkapital haben.

Anwendungsbereich

3 Diese Interpretation ist auf Finanzinstrumente anzuwenden, die in den Anwendungsbereich von IAS 32 fallen,
einschließlich an Genossenschaftsmitglieder ausgegebener Anteile, mit denen das Eigentumsrecht der Mitglieder am
Unternehmen verbrieft wird. Sie erstreckt sich nicht auf Finanzinstrumente, die in eigenen Eigenkapitalinstrumenten
des Unternehmens zu erfüllen sind oder erfüllt werden können.

Fragestellung

4 Viele Finanzinstrumente, darunter auch Geschäftsanteile, sind mit Eigenschaften wie Stimmrechten und Ansprüchen
auf Dividenden verbunden, die für eine Klassifizierung als Eigenkapital sprechen. Einige Finanzinstrumente berechtigen
den Inhaber, eine Rücknahme gegen flüssige Mittel oder andere finanzielle Vermögenswerte zu verlangen, können
jedoch Beschränkungen hinsichtlich einer solchen Rücknahme unterliegen. Wie lässt sich anhand dieser Rücknahme-
bedingungen bestimmen, ob ein Finanzinstrument als Verbindlichkeit oder Eigenkapital einzustufen ist?

Beschluss

5 Das vertragliche Recht des Inhabers eines Finanzinstruments (worunter auch ein Geschäftsanteil an einer Genossen-
schaft fällt), eine Rücknahme zu verlangen, führt nicht von vornherein zu einer Klassifizierung des Finanzinstruments
als finanzielle Verbindlichkeit. Vielmehr hat ein Unternehmen bei der Entscheidung, ob ein Finanzinstrument als
finanzielle Verbindlichkeit oder Eigenkapital einzustufen ist, alle rechtlichen Bestimmungen und Gegebenheiten des
Finanzinstruments zu berücksichtigen. Hierzu gehören auch die einschlägigen lokalen Gesetze und Vorschriften sowie
die zum Zeitpunkt der Klassifizierung gültige Satzung des Unternehmens. Voraussichtliche künftige Änderungen
dieser Gesetze, Vorschriften oder der Satzung sind dagegen nicht zu berücksichtigen.

6 Geschäftsanteile, die dem Eigenkapital zugeordnet würden, wenn die Mitglieder nicht das Recht hätten, eine Rück-
nahme zu verlangen, stellen Eigenkapital dar, wenn eine der in den Paragraphen 7 und 8 genannten Bedingungen
erfüllt ist. Sichteinlagen, einschließlich Kontokorrentkonten, Einlagenkonten und ähnliche Verträge, die Mitglieder in
ihrer Eigenschaft als Kunden schließen, sind als finanzielle Verbindlichkeiten des Unternehmens zu klassifizieren.

7 Geschäftsanteile stellen Eigenkapital dar, wenn das Unternehmen ein uneingeschränktes Recht auf Ablehnung der
Rücknahme von Geschäftsanteilen besitzt.

8 Lokale Gesetze, Vorschriften oder die Satzung des Unternehmens können die Rücknahme von Geschäftsanteilen mit
verschiedenen Verboten belegen, wie z. B. uneingeschränkten Verboten oder Verboten, die auf Liquiditätskriterien
beruhen. Ist eine Rücknahme nach lokalen Gesetzen, Vorschriften oder der Satzung des Unternehmens uneinge-
schränkt verboten, sind die Geschäftsanteile als Eigenkapital zu behandeln. Dagegen führen Bestimmungen in lokalen
Gesetzen, Vorschriften oder der Satzung des Unternehmens, die eine Rücknahme nur dann verbieten, wenn be-
stimmte Bedingungen — wie beispielsweise Liquiditätsgrenzen — erfüllt (oder nicht erfüllt) sind, nicht zu einer
Klassifizierung von Geschäftsanteilen als Eigenkapital.
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9 Ein uneingeschränktes Verbot kann absolut sein und alle Rücknahmen verbieten. Ein uneingeschränktes Verbot kann
aber auch nur teilweise gelten und die Rücknahme von Geschäftsanteilen insoweit verbieten, als durch die Rücknahme
die Anzahl der Geschäftsanteile oder die Höhe des auf die Geschäftsanteile eingezahlten Kapitals einen bestimmten
Mindestbetrag unterschreitet. Geschäftsanteile, die nicht unter das Rücknahmeverbot fallen, stellen Verbindlichkeiten
dar, sofern das Unternehmen nicht über das in Paragraph 7 beschriebene uneingeschränkte Recht auf Ablehnung der
Rücknahme verfügt. In einigen Fällen kann sich die Anzahl der Anteile oder die Höhe des eingezahlten Kapitals, die
bzw. das von einem Rücknahmeverbot betroffen sind bzw. ist, von Zeit zu Zeit ändern. Eine derartige Änderung führt
zu einer Umbuchung zwischen finanziellen Verbindlichkeiten und Eigenkapital.

10 Beim erstmaligen Ansatz hat das Unternehmen seine als finanzielle Verbindlichkeit klassifizierten Geschäftsanteile
zum beizulegenden Zeitwert zu bewerten. Bei uneingeschränkt rückgabefähigen Geschäftsanteilen ist der beizulegende
Zeitwert dieser finanziellen Verbindlichkeit mindestens mit dem gemäß den Rücknahmebestimmungen in der Satzung
des Unternehmens oder gemäß dem einschlägigen Gesetz zahlbaren Höchstbetrag anzusetzen, abgezinst vom frühest
möglichen Fälligkeitszeitpunkt an (siehe Beispiel 3).

11 Nach Paragraph 35 des IAS 32 sind Ausschüttungen an Inhaber von Eigenkapitalinstrumenten, gemindert um alle
damit verbundenen Ertragssteuervorteile, direkt vom Eigenkapital abzusetzen. Bei Finanzinstrumenten, die als finanz-
ielle Verbindlichkeiten klassifiziert werden, sind Zinsen, Dividenden und andere Erträge unbeschadet ihrer möglichen
gesetzlichen Bezeichnung als Dividenden, Zinsen oder Ähnliches als Aufwand zu berücksichtigen.

12 Der Anhang, der integraler Bestandteil des Beschlusses ist, enthält Beispiele für die Anwendung dieses Beschlusses.

Angaben

13 Führt eine Änderung des Rücknahmeverbots zu einer Umklassifizierung zwischen finanziellen Verbindlichkeiten und
Eigenkapital, hat das Unternehmen den Betrag, den Zeitpunkt und den Grund für die Umklassifizierung gesondert
anzugeben.

Zeitpunkt des Inkrafttretens

14 Der Zeitpunkt des Inkrafttretens und die Übergangsbestimmungen dieser Interpretation entsprechen denen des IAS 32
(überarbeitet 2003). Diese Interpretation ist erstmals für Geschäftsjahre anzuwenden, die am oder nach dem 1. Januar
2005 beginnen. Wenn ein Unternehmen diese Interpretation für Berichtsperioden anwendet, die vor dem 1. Januar
2005 beginnen, so ist diese Tatsache anzugeben. Diese Interpretation ist rückwirkend anzuwenden.
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Anhang

BEISPIELE FÜR DIE ANWENDUNG DES BESCHLUSSES

Dieser Anhang ist Bestandteil der Interpretation.

A1 Dieser Anhang enthält sieben Beispiele für die Anwendung des IFRIC Beschlusses. Die Beispiele stellen keine
erschöpfende Liste dar; es sind auch andere Konstellationen denkbar. Jedes Beispiel beruht auf der Annahme,
dass außer der im Beispiel genannten Gegebenheiten keine weiteren Bedingungen vorliegen, die eine Klassifizierung
des Finanzinstruments als finanzielle Verbindlichkeit erforderlich machen würden.

UNEINGESCHRÄNKTES RECHT AUF ABLEHNUNG DER RÜCKNAHME (Paragraph 7)

Beispiel 1

Sachverhalt

A2 Die Satzung des Unternehmens besagt, dass Rücknahmen nach freiem Ermessen des Unternehmens durchgeführt
werden. Dieser Ermessensspielraum ist in der Satzung nicht weiter ausgeführt und wird auch keinen Beschränkun-
gen unterworfen. In der Vergangenheit hat das Unternehmen die Rücknahme von Geschäftsanteilen noch nie
abgelehnt, obwohl der Vorstand hierzu berechtigt ist.

Klassifizierung

A3 Das Unternehmen verfügt über das uneingeschränkte Recht, die Rücknahme abzulehnen. Folglich stellen die Ge-
schäftsanteile Eigenkapital dar. IAS 32 stellt Grundsätze für die Klassifizierung auf, die auf den Vertragsbedingungen
des Finanzinstruments beruhen, und merkt an, dass eine Zahlungshistorie oder beabsichtigte freiwillige Zahlungen
keine Einstufung als Verbindlichkeit auslösen. In Paragraph AG26 von IAS 32 heißt es:

Wenn Vorzugsaktien unkündbar sind, hängt die angemessene Klassifizierung von den anderen mit ihnen ver-
bundenen Rechten ab. Die Klassifizierung erfolgt entsprechend der wirtschaftlichen Substanz der vertraglichen
Vereinbarungen und den Begriffsbestimmungen für finanzielle Verbindlichkeiten und für Eigenkapitalinstrumente.
Wenn Gewinnausschüttungen an Inhaber von kumulativen oder nicht-kumulativen Vorzugsaktien im Ermessens-
spielraum des Emittenten liegen, gelten die Aktien als Eigenkapitalinstrumente. Die Klassifizierung einer Vorzugs-
aktie als Eigenkapitalinstrument oder als finanzielle Verbindlichkeit wird beispielsweise nicht beeinflusst durch:

a) die Vornahme von Ausschüttungen in der Vergangenheit,

b) die Absicht, künftig Ausschüttungen vorzunehmen,

c) eine mögliche nachteilige Auswirkung auf den Kurs der Stammaktien des Emittenten, falls keine Ausschüttun-
gen vorgenommen werden (auf Grund von Beschränkungen hinsichtlich der Zahlung von Dividenden auf
Stammaktien, wenn keine Dividenden auf Vorzugsaktien gezahlt werden),

d) die Höhe der Rücklagen des Emittenten,

e) eine Gewinn- oder Verlusterwartung des Emittenten für eine Berichtsperiode oder

f) die Fähigkeit oder Unfähigkeit des Emittenten, die Höhe seines Periodenergebnisses zu beeinflussen.

Beispiel 2

Sachverhalt

A4 Die Satzung des Unternehmens besagt, dass Rücknahmen nach freiem Ermessen des Unternehmens durchgeführt
werden. Sie führt jedoch weiter aus, dass ein Antrag auf Rücknahme automatisch genehmigt wird, sofern das
Unternehmen mit dieser Zahlung nicht gegen lokale Liquiditäts- oder Reservevorschriften verstoßen würde.
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Klassifizierung

A5 Das Unternehmen verfügt nicht über das uneingeschränkte Recht auf Ablehnung der Rücknahme. Folglich stellen
die Geschäftsanteile eine finanzielle Verbindlichkeit dar. Die vorstehend beschriebene Einschränkung bezieht sich auf
die Fähigkeit des Unternehmens, eine Verbindlichkeit zu begleichen. Rücknahmen werden nur dann und so lange
beschränkt, wenn bzw. wie die Liquiditäts- oder Reserveanforderungen nicht erfüllt sind. Folglich führen diese
Einschränkungen nach den Grundsätzen von IAS 32 nicht zu einer Klassifizierung des Finanzinstruments als
Eigenkapital. In Paragraph AG25 des IAS 32 heißt es:

Vorzugsaktien können mit verschiedenen Rechten ausgestattet emittiert werden. Bei der Einstufung einer Vor-
zugsaktie als finanzielle Verbindlichkeit oder als Eigenkapitalinstrument bewertet ein Emittent die einzelnen
Rechte, die mit der Aktie verbunden sind, um zu bestimmen, ob sie die grundlegenden Eigenschaften einer
finanziellen Verbindlichkeit erfüllt. Beispielsweise beinhaltet eine Vorzugsaktie, die eine Rücknahme zu einem
bestimmten Zeitpunkt oder auf Wunsch des Inhabers vorsieht, eine finanzielle Verbindlichkeit, da der Emittent
zur Abgabe von finanziellen Vermögenswerten an den Aktieninhaber verpflichtet ist. Die möglicherweise fehlende
Fähigkeit eines Emittenten, der vertraglich vereinbarten Rücknahmeverpflichtung von Vorzugsaktien nachzukommen, sei es aus
Mangel an Finanzmitteln, auf Grund einer gesetzlich vorgeschriebenen Verfügungsbeschränkung oder ungenügender Gewinne
oder Rücklagen, macht die Verpflichtung nicht hinfällig. [Hervorhebung hinzugefügt.]

RÜCKNAHMEVERBOTE (Paragraphen 8 und 9)

Beispiel 3

Sachverhalt

A6 Eine Genossenschaft hat an ihre Mitglieder zu unterschiedlichen Zeitpunkten und unterschiedlichen Beträgen bisher
die folgenden Anteile ausgegeben:

a) 1. Januar 20x1 100 000 Anteile zu je WE 10 (WE 1 000 000);

b) 1. Januar 20x2 100 000 Anteile zu je WE 20 (weitere WE 2 000 000, so dass insgesamt Anteile im Wert von
WE 3 000 000 ausgegeben wurden).

Die Anteile sind auf Verlangen zu ihrem jeweiligen Ausgabepreis rücknahmepflichtig.

A7 Die Satzung des Unternehmens besagt, dass kumulative Rücknahmen nicht mehr als 20 Prozent der größten Anzahl
jemals in Umlauf gewesener Geschäftsanteile betragen dürfen. Am 31. Dezember 20x2 hatte das Unternehmen
200 000 umlaufende Anteile, was der höchsten Anzahl von Geschäftsanteilen entspricht, die je in Umlauf waren.
Bisher wurden keine Anteile zurückgenommen. Am 1. Januar 20x3 ändert das Unternehmen seine Satzung und
setzt die Höchstgrenze für kumulative Rücknahmen auf 25 Prozent der größten Anzahl jemals in Umlauf gewesener
Geschäftsanteile herauf.

Klassifizierung

V o r d e r S a t z u n g s ä n d e r u n g

A8 Die Anteile, die nicht unter das Rücknahmeverbot fallen, stellen eine finanzielle Verbindlichkeit dar. Die Genossen-
schaft bewertet diese finanzielle Verbindlichkeit beim erstmaligen Ansatz mit dem beizulegenden Zeitwert. Da diese
Anteile auf Verlangen rücknahmepflichtig sind, bestimmt sie den beizulegenden Zeitwert gemäß den Bestimmungen
von Paragraph 49 des IAS 39, in dem es heißt: „Der beizulegende Zeitwert einer finanziellen Verbindlichkeit mit
einem Kontokorrentinstrument (z. B. einer Sichteinlage) ist nicht niedriger als der auf Sicht zahlbare Betrag …“ Die
Genossenschaft setzt daher als finanzielle Verbindlichkeit den höchsten Betrag an, der gemäß den Rücknahmebe-
stimmungen auf Verlangen zahlbar wäre.

A9 Am 1. Januar 20x1 beträgt der gemäß den Rücknahmevorschriften zahlbare Höchstbetrag 20 000 Anteile zu je
WE 10. Dementsprechend klassifiziert das Unternehmen WE 200 000 als finanzielle Verbindlichkeit und
WE 800 000 als Eigenkapital. Am 1. Januar 20x2 erhöht sich jedoch der gemäß den Rücknahmevorschriften
zahlbare Höchstbetrag durch die Ausgabe neuer Anteile zu WE 20 auf 40 000 Anteile zu je WE 20. Durch die
Ausgabe zusätzlicher Anteile zu WE 20 entsteht eine neue Verbindlichkeit, die beim erstmaligen Ansatz zum
beizulegenden Zeitwert bewertet wird. Die Verbindlichkeit nach Ausgabe dieser Anteile beträgt 20 Prozent aller
umlaufenden Anteile (200 000), bewertet mit je WE 20, also WE 800 000. Dies erfordert den Ansatz einer
weiteren Verbindlichkeit in Höhe von WE 600 000. In diesem Beispiel wird weder Gewinn noch Verlust erfasst.
Folglich sind jetzt WE 800 000 als finanzielle Verbindlichkeit und WE 2 200 000 als Eigenkapital klassifiziert.
Dieses Beispiel beruht auf der Annahme, dass diese Beträge zwischen dem 1. Januar 20x1 und dem 31. Dezember
20x2 nicht geändert werden.
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N a c h d e r S a t z u n g s ä n d e r u n g

A10 Nach Änderung ihrer Satzung kann die Genossenschaft jetzt verpflichtet werden, maximal 25 Prozent ihrer umlauf-
enden Anteile (= 50 000 Anteile) zu je WE 20 zurückzunehmen. Entsprechend stuft die Genossenschaft am
1. Januar 20x3 WE 1 000 000 als finanzielle Verbindlichkeit ein. Dies entspricht dem Höchstbetrag, der gemäß
den Rücknahmevorschriften und in Übereinstimmung mit Paragraph 49 des IAS 39 auf Sicht zahlbar ist. Sie bucht
daher am
1. Januar 20x3 WE 200 000 vom Eigenkapital in die finanziellen Verbindlichkeiten um; WE 2 000 000 bleiben
weiterhin als Eigenkapital klassifiziert. In diesem Beispiel werden bei der Umbuchung weder Gewinn noch Verlust
erfasst.

Beispiel 4

Sachverhalt

A11 Das lokale Genossenschaftsgesetz oder die Satzung der Genossenschaft verbieten die Rücknahme von Geschäftsan-
teilen, wenn das eingezahlte Kapital aus Geschäftsanteilen dadurch unter die Grenze von 75 Prozent des Höchst-
betrags des eingezahlten Kapitals aus Geschäftsanteilen fallen würde. Der Höchstbetrag für eine bestimmte Ge-
nossenschaft beträgt WE 1 000 000. Am Bilanzstichtag lag das eingezahlte Kapital bei WE 900 000

Klassifizierung

A12 In diesem Fall würden WE 750 000 als Eigenkapital und WE 150 000 als finanzielle Verbindlichkeit klassifiziert
werden. Zusätzlich zu den bereits zitierten Paragraphen heißt es in Paragraph 18 b) des IAS 32 u. a.:

… Ein Finanzinstrument, das den Inhaber zur Rückgabe an den Emittenten gegen flüssige Mittel oder andere
finanzielle Vermögenswerte berechtigt „kündbares Instrument“), stellt eine finanzielle Verbindlichkeit dar. Dies ist
selbst dann der Fall, wenn der Betrag an flüssigen Mitteln oder anderen finanziellen Vermögenswerten auf der
Grundlage eines Indexes oder einer anderen veränderlichen Bezugsgröße ermittelt wird oder wenn der Inhaber auf
Grund der rechtlichen Gestaltung des kündbaren Finanzinstruments einen Residualanspruch an den Vermögens-
werten des Emittenten hat. Wenn der Inhaber über das Wahlrecht verfügt, das Finanzinstrument gegen flüssige
Mittel oder andere finanzielle Vermögenswerte an den Emittenten zurückzugeben, erfüllt das kündbare Finanz-
instrument die Definition einer finanziellen Verbindlichkeit.

A13 Das in diesem Beispiel beschriebene Rücknahmeverbot unterscheidet sich von den Beschränkungen, die in den
Paragraphen 19 und AG25 des IAS 32 geschildert werden. Diese Beschränkungen stellen eine Beeinträchtigung der
Fähigkeit des Unternehmens dar, den fälligen Betrag einer finanziellen Verbindlichkeit zu begleichen, d. h. sie
verhindern die Zahlung der Verbindlichkeit nur dann, wenn bestimmte Bedingungen erfüllt sind. Im Gegensatz
dazu liegt in diesem Beispiel bei Erreichen einer festgelegten Grenze ein uneingeschränktes Rücknahmeverbot vor,
das unabhängig von der Fähigkeit des Unternehmens besteht, die Geschäftsanteile zurückzunehmen (z. B. unter
Berücksichtigung seiner Barreserven, Gewinne oder ausschüttungsfähigen Rücklagen). Tatsächlich wird das Unter-
nehmen durch das Rücknahmeverbot daran gehindert, eine finanzielle, durch den Inhaber kündbare Verbindlichkeit
einzugehen, die über eine bestimmte Höhe des eingezahlten Kapitals hinausgeht. Daher stellt der Teil der Anteile,
der dem Rücknahmeverbot unterliegt, keine finanzielle Verbindlichkeit dar. Die einzelnen Geschäftsanteile können
zwar, jeder für sich genommen, rücknahmepflichtig sein, jedoch ist bei einem Teil aller im Umlauf befindlichen
Anteile eine Rücknahme nur bei einer Liquidation des Unternehmens möglich.

Beispiel 5

Sachverhalt

A14 Der Sachverhalt dieses Beispiels ist der gleiche wie in Beispiel 4. Zusätzlich darf das Unternehmen am Bilanzstichtag
aufgrund von Liquiditätsvorschriften des lokalen Rechtskreises nur dann Geschäftsanteile zurücknehmen, wenn sein
Bestand an flüssigen Mitteln und kurzfristigen Anlagen einen bestimmten Wert überschreitet. Diese Liquiditätsvor-
schriften am Bilanzstichtag haben zur Folge, dass das Unternehmen für die Rücknahme von Geschäftsanteilen nicht
mehr als WE 50 000 aufwenden kann.

Klassifizierung

A15 Wie in Beispiel 4 klassifiziert das Unternehmen WE 750 000 als Eigenkapital und WE 150 000 als finanzielle
Verbindlichkeit. Der Grund hierfür liegt darin, dass die Klassifizierung als Eigenkapital auf dem uneingeschränkten
Recht des Unternehmens auf Ablehnung einer Rücknahme beruht und nicht auf bedingten Einschränkungen, die
eine Rücknahme nur dann verhindern, wenn und solange Liquiditäts- oder andere Bedingungen nicht erfüllt sind. In
diesem Fall finden die Bestimmungen der Paragraphen 19 und AG25 des IAS 32 Anwendung.

Beispiel 6

Sachverhalt

A16 Laut Satzung darf das Unternehmen Geschäftsanteile nur in der Höhe des Gegenwerts zurücknehmen, die in den
letzten drei Jahren durch die Ausgabe zusätzlicher Geschäftsanteile an neue oder vorhandene Mitglieder erzielt
wurden. Die Rücknahmeanträge von Mitgliedern müssen mit dem Erlös aus der Ausgabe von Geschäftsanteilen
abgegolten werden. Während der drei letzten Jahre betrug der Erlös aus der Ausgabe von Geschäftsanteilen
WE 12 000, und es wurden keine Geschäftsanteile zurückgenommen.
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Klassifizierung

A17 Das Unternehmen klassifiziert WE 12 000 der Geschäftsanteile als finanzielle Verbindlichkeit. In Übereinstimmung
mit den Schlussfolgerungen in Beispiel 4 stellen Geschäftsanteile, die einem uneingeschränkten Rücknahmeverbot
unterliegen, keine finanziellen Verbindlichkeiten dar. Ein solches uneingeschränktes Verbot gilt für einen Betrag in
Höhe des Erlöses aus der Ausgabe von Anteilen vor den vorhergehenden drei Jahren, weshalb dieser Betrag als
Eigenkapital klassifiziert wird. Der Betrag in Höhe des Erlöses aus Anteilen, die in den vorhergehenden drei Jahren
ausgegeben wurden, unterliegt jedoch keinem uneingeschränkten Rücknahmeverbot. Folglich entsteht durch die
Ausgabe von Geschäftsanteilen in den vorhergehenden drei Jahren solange eine finanzielle Verbindlichkeit, bis diese
Anteile nicht mehr kündbar sind. Das Unternehmen hat also eine finanzielle Verbindlichkeit in Höhe des Erlöses aus
Anteilen, die in den vorhergehenden drei Jahren ausgegeben wurden, abzüglich etwaiger in diesem Zeitraum ge-
tätigter Rücknahmen.

Beispiel 7

Sachverhalt

A18 Das Unternehmen ist eine Genossenschaftsbank. Das lokale Gesetz, das die Tätigkeit von Genossenschaftsbanken
regelt, schreibt vor, dass mindestens 50 Prozent der gesamten „offenen Verbindlichkeiten“ des Unternehmens (die
laut Definition im Gesetz auch die Konten mit Geschäftsanteilen umfassen) in Form von eingezahltem Kapital der
Mitglieder vorliegen müssen. Diese Bestimmung hat zur Folge, dass eine Genossenschaft, bei der alle offenen
Verbindlichkeiten in Form von Geschäftsanteilen vorliegen, sämtliche Anteile zurücknehmen kann. Am 31. Dezem-
ber 20x1 hat das Unternehmen offene Verbindlichkeiten von insgesamt WE 200 000, wovon WE 125 000 auf
Konten mit Geschäftsanteilen entfallen. Gemäß den Vertragsbedingungen für Konten mit Geschäftsanteilen ist der
Inhaber berechtigt, eine Rücknahme seiner Anteile zu verlangen, und die Satzung des Unternehmens enthält keine
Rücknahmebeschränkungen.

Klassifizierung

A19 In diesem Beispiel werden die Geschäftsanteile als finanzielle Verbindlichkeiten klassifiziert. Das Rücknahmeverbot
ist mit den Beschränkungen vergleichbar, die in den Paragraphen 19 und AG25 des IAS 32 beschrieben werden.
Diese Beschränkung stellt eine bedingte Beeinträchtigung der Fähigkeit des Unternehmens dar, den fälligen Betrag
einer finanziellen Verbindlichkeit zu begleichen, d. h. sie verhindert die Zahlung der Verbindlichkeit nur dann, wenn
bestimmte Bedingungen erfüllt sind. Im konkreten Fall könnte das Unternehmen verpflichtet sein, den gesamten
Betrag der Geschäftsanteile (WE 125 000) zurückzunehmen, wenn es alle anderen Verbindlichkeiten (WE 75 000)
zurückgezahlt hätte. Folglich wird das Unternehmen durch das Rücknahmeverbot nicht daran gehindert, eine
finanzielle Verbindlichkeit für die Rücknahme von Anteilen einzugehen, die über eine bestimmte Anzahl von
Geschäftsanteilen oder einen bestimmten Betrag des eingezahlten Kapitals hinausgeht. Es bietet dem Unternehmen
nur die Möglichkeit, eine Rücknahme aufzuschieben, bis die Bedingung — in diesem Fall die Rückzahlung anderer
Verbindlichkeiten — erfüllt ist. Die Geschäftsanteile unterliegen in diesem Beispiel keinem uneingeschränkten Rück-
nahmeverbot und sind daher als finanzielle Verbindlichkeiten einzustufen.
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